
 
 

 
Einladung 

 

Stadt Erlangen

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss 
9. Sitzung      Mittwoch,  26.09.2012      16:00 Uhr      Ratssaal, Rathaus 
 

Vor Beginn der Sitzung ab 15:30 Uhr im Ratssaal: 
Information über die 48. Vollversammlung des Bayerischen Städtetages am 18./19.07.2012 
in Schweinfurt zum Thema „Bürgerbeteiligung“ durch OBM Dr. Balleis  
 
 
Nicht öffentliche Tagesordnung  -  16:00 Uhr 
- siehe Anlage - 

 

Öffentliche Tagesordnung  -  16:30 Uhr Inhaltsverzeichnis 
siehe letzte Seite(n) 

 
9. Vorstellung der neuen Nachwuchskräfte 

 
 
 

10. Mitteilungen zur Kenntnis 
 

 
 

10.1. Freiwilligendienste: Umsetzung bei der Stadt Erlangen;  
Bundesfreiwilligendienst und freiwilliges soziales Jahr 
 

11/096/2012 
Kenntnisnahme 

10.2. Neuer Internetauftritt der Stadt Erlangen 
 

eGov/037/2012 
Kenntnisnahme 

10.3. Angemeldete Investitionsmaßnahmen, die in der fünfjährigen Finanz-
planung 2012 - 2016 bisher nicht berücksichtigt werden konnten. 
 

201/014/2012 
Kenntnisnahme 

10.4. Controlling-Zwischenbericht zum 30.06.2012 
hier: Stellungnahmen der Fachämter zu Verlustvortrag / Problemen 
mit dem Budget und / oder Arbeitsprogramm 
 

201/015/2012 
Kenntnisnahme 

10.5. Einnahmen aus gebührenpflichtigen Melderegisterauskünften 2011; 
Anfrage von Herrn Stadtrat Heinze im Ältestenrat am 11.07.2012 
 

331/011/2012 
Kenntnisnahme 

11. Kommunaler Betrieb für Informationstechnik - KommunalBIT; 
Jahresabschluss 2011 
 

ZV/028/2012 
Gutachten 

12. Stellenplan 2013 – Personalressourcen für die Erlanger 
Bildungsoffensive - 
 

ZV/026/2012/1 
Gutachten 

1/99



- 2 - 

 
 
13. Zukunftsfähige Personalarbeit angesichts alternder Belegschaften  

- Überblick Gefährdungsbeurteilung Stadtverwaltung Erlangen 
mündlicher Bericht durch den Betrieblichen Sozialdienst 
 

111/069/2012 
Beschluss 

14. Geographisches Informationssystem (GIS); 
Abschluss einer Unternehmenslizenz-Vereinbarung (Enterprise 
License Agreement - ELA) mit der Esri Deutschland GmbH durch 
KommunalBIT 
 

eGov/036/2012 
Beschluss 

15. Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung; 
Verlängerung der zweimonatigen "Wiederbesetzungssperre" 
 

11/097/2012 
Gutachten 

16. Änderung der Schreibkraftregelung 
 

11/094/2012 
Beschluss 

17. Interkommunales ESF-Projekt "Leistungsveränder-
te/leistungsgewandelte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt 
fördern und qualifizieren"  
hier: Bevollmächtigung der Stadt Nürnberg zur Ausschreibung 
von Beratungsleistungen 
 

11/099/2012 
Beschluss 

18. Erlangen AG Technologie Scouting und Marketing 
 

II/178/2012 
Beschluss 

19. IGZ Innovations- und Gründerzentrum Nürnberg-Fürth-Erlangen 
GmbH; 
hier: Vorbereitung der 61. Gesellschafterversammlung 
 

II/180/2012 
Beschluss 

20. Flurneuordnung Regnitzgrund 
hier: Beendigung des Verfahrens wegen nicht genügender 
Mitwirkungsbereitschaft der Grundstückseigentümer 
 

612/031/2012 
Gutachten 

21. Anfragen 
 

 
 

 
 
Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen. 
 

Erlangen, den 20. September 2012 
STADT ERLANGEN 
gez. Dr. Siegfried Balleis 
Oberbürgermeister 

 
Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgründen auf den nächsten Termin verschoben werden 
müssen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen. 

Die Sitzungsunterlagen können auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden. 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/096/2012 
 
Freiwilligendienste: Umsetzung bei der Stadt Erlangen;  
Bundesfreiwilligendienst und freiwilliges soziales Jahr 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Wahrnehmung der Funktion als sozialer Arbeitgeber Stadt Erlangen; Öffentlichkeitsarbeit;  
Stärkung des Ehrenamtes 

 
2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

2.1. Bundesfreiwilligendienst 
Bisher wurden vom Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, Köln folgende 14 
Stellen bei der Stadt Erlangen anerkannt: 
8 Stellen im Jugendamt im Sachgebiet 511-3 für einzelne Lernstuben (2 Stellen besetzt),  
2 Stellen im Sportamt (werden besetzt),  
1 Stelle im Kunstpalais des Kultur und Freizeitamtes (wird als FSJ besetzt siehe 2.2),  
2 Stellen im Umweltamt (werden als FSJ besetzt siehe 2.2), und 
1 Stelle in der Jugendherberge des Kulturamtes (besetzt). 
Im Jahr 2011/2012 waren 6 Freiwillige im Bundesfreiwilligendienst beschäftigt. Für das Jahr 
2012/2013 wurden bisher 4 Vereinbarungen geschlossen. 
2.2. Jugendfreiwilligendienst 
Im Jahr 2011/2012 waren 6 Freiwillige im Freiwilligen sozialen, ökologischen oder kulturellen Jahr 
bei der Stadt Erlangen beschäftigt. Für das Jahr 2012/2013 wurden bisher 8 Vereinbarungen ge-
schlossen: 
1 Stelle im Theater  
1 Stelle in der Stadtbücherei 
2 Stellen im Umweltamt 
1 Stelle in der Jugendkunstschule 
1 Stelle am Abenteuerspielplatz Taubenschlag 
1 Stelle am Abenteuerspielplatz Brucker Lache 
1 Stelle im Kulturamt (Ferienprogramm usw.)  
Die derzeit genehmigten Einsatzstellen werden von vier verschiedenen Trägern betreut: 

• „BAG Spielemobile e.V., FSJ-Kultur in Bayern“ mit Sitz in München (Amt 42, Abt. 412) 

 Seite 1 von 2 

Ö  10.1
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• "Internationalen Bund e.V. Freier Träger der Sozial- und Bildungsarbeit" (IB) mit Sitz in Nürn-
berg ( Amt 51) und 

• „Evangelische Jugend in Bayern“ mit Sitz in Pappenheim für die FÖJ-Stellen  (freiwilliges öko-
logisches Jahr (Amt 31) 

• Bayerischer Landessportverband BLSV e.V., München (Amt 52) 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Amt 11 koordiniert weiterhin alle FSJ- und BFD-Einsätze für die Stadtverwaltung. 

Eine Umstellung vom Freiwilligendienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz (JFDG) auf den 
Bundesfreiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) gestaltet sich schwie-
rig, da die Träger für die verschiedenen Freiwilligendienste Kontingente zur Verfügung gestellt be-
kommen, die unterschiedlich ausgeschöpft sind. Die Fachbereiche haben bisher überwiegend po-
sitive Erfahrungen gemacht und sind aufgeschlossen für neue Einsatzstellen.  
Da die Kosten (zwischen 6.500 € und 10.200 € für das Einsatzjahr) aus dem Budget der einzelnen 
Fachbereiche zu finanzieren sind, bleiben vereinzelt bereits anerkannte Stellen aus finanziellen 
Erwägungen der Fachbereiche unbesetzt.  
 
 
 
  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 2 von 2 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/eGov/FT001 eGovernment-Center eGov/037/2012 
 
Neuer Internetauftritt der Stadt Erlangen 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Kenntnisnahme  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
siehe Pressemitteilung 
 
 
Anlagen: Pressemitteilung 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 1 von 1 
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Presseinformation ‐ Das neue www.erlangen.de          

 

Die neuen Internetseiten der Stadt Erlangen ‐ 
international, für Smartphones, Tablet PC's und mit viel Social Media 

Erlangen, 14. September 2012 ‐ Die Stadt Erlangen gilt nicht nur bayernweit als 
Vorreiter für e‐Government und innovative Webangebote. Als Ergebnis der 
kontinuierlichen Weiterentwicklung präsentiert sich die Stadt Erlangen unter 
www.erlangen.de mit neuem Erscheinungsbild.  

Dynamisch passen sich Inhalte und Layout automatisch der Größe des 
Bildschirmes an, egal ob die Nutzung mit PC, Tablet oder Smartphone erfolgt. 
Als Erweiterung der Kommunikationsmöglichkeiten sind städtische Twitter‐ und 
Facebook‐Kanäle neben integriert. Übersichtlich werden die Neuigkeiten von 
Verwaltung, Medien, der Universität oder dem Bayerischen Rundfunk im neuen 
Newsroom gebündelt angeboten. Fremdsprachlichkeit ist kein Hindernis mehr. 
Automatisiert kann die komplette Webseite in über 60 Sprachen dargestellt 
werden. Ebenfalls mobil, mit vielen Onlineservices und in völlig neuem 
Erscheinungsbild zeigt sich die Stadtbibliothek. 

 

 

Neu im Überblick: 

• Optische Modernisierung des Auftritts 
• Überarbeitung und Straffung von Navigation und Struktur 
• Benutzerfreundlichkeit 
• Dynamische Layoutanpassung ‐ Stadt Erlangen als Vorreiter im mobilen Web 
• Kommunikative Vernetzung ‐ Stadt Erlangen als kommunaler Vorreiter in Social  

  Media 
• Webseite der Stadtbibliothek 
• Mehrsprachigkeit und Übersetzung 

 

Ö  10.2
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Die Änderungen im Detail: 

Navigation 

Die Navigation erfuhr eine Verschlankung. In nur sechs Hauptpunkten (Rathaus, Leben, 
Bildung, Umwelt, Stadtentwicklung, Kultur) wird das umfangreiche Spektrum der 
Informationen gegliedert. 

 

Portalsuche / Wegweiser 

Kernstück im neuen Stadtportal ist die Schnellsuche, die sich wie gewohnt im oberen 
rechten Bereich befindet. 

Detailliertes Suchen ermöglicht die "Portalsuche / Wegweiser". Hier kann verfeinert nach 
Personen, Dokumenten, Broschüren, Anträgen, Dienstleistungen, Vereinen, Einrichtungen, 
Organisationen gesucht werden. 

 

Design für Web und Mobil  

Bundesweit in Vorreiterstellung kommt erstmals ein responsives Webdesign zum Einsatz. 
Seiteninhalte passen sich automatisch der Auflösung des jeweiligen Endgerätes an, mit dem 
das Portal aufgerufen wird. 

Damit können größere Desktop‐Auflösungen, Tablet PCs und Smartphones optimal bedient 
werden. Eine zusätzliche mobile Webseite wird mit diesem innovativen Ansatz eingespart. 

 

Umfassende Social Media‐Integration 

Die Nutzung von Social Media ist seit Jahren Bestandteil der Kommunikationsstrategie der 
Stadt Erlangen. Im August 2012 belegte die Stadt Erlangen neben Hamburg den ersten Platz 
(fortlaufende Erhebung über die Aktivitäten Deutscher Städte in Social Media ‐ publicplan). 

Den vielfältigen Social Media‐Aktivitäten der Stadt wurde Rechnung getragen durch eine 
weitreichende Social Media‐Integration. So werden Beiträge in Facebook und Twitter in 
einem „e‐ticker“ gebündelt. Der Besucher erhält so (auch ohne Anmeldung in den 
entsprechenden Diensten) jeweils brandneue Meldungen rund um Erlangen. 

Ämter und Einrichtungen werden gezielte Meldungen über entsprechende Social Media 
Kanäle zur Darstellung bringen. 
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Newsroom 

Für Journalisten, Blogger, Social Media‐Experten und andere Interessierte wurde ein eigener 
Newsroom erstellt. Hier finden sich gebündelt alle Neuigkeiten. 

Pressemeldungen, Posts und Tweets städtischer Social Media Präsenzen, Feeds der Erlanger 
Nachrichten, der Friedrich‐Alexander‐Universität und der "Franken"‐Feed des Bayerischen 
Rundfunks informieren über die Neuigkeiten rund um Erlangen. Die Übersicht beinhaltet 
auch die Newsletterangebote der Stadtverwaltung.  

 

Interessenspezifische RSS‐feeds und Vorlesefunktion 

Interessiert sich ein Besucher nur für Meldungen aus spezifischen Bereichen (z.B. Kultur, 
Rathaus), so kann er diese einfach per RSS‐feed abonnieren, ohne von Meldungen, die ihn 
nicht interessieren, überflutet zu werden. 

Barrierefreiheit nach WCAG 2.0 / BITV 2.0  

Die nach den gesetzlichen Vorgaben der Barrierefreiheit erforderlichen Maßnahmen 
unterliegen einer aktuellen Prüfung und werden in Kürze dokumentiert. An der seit Jahren 
bewährten Vorlesefunktion von Inhalten wurde festgehalten. 

Fremdsprachlichkeit 

Mit nur einem Klick ist es jetzt für fremdsprachige Besucher möglich, die komplette Seite von 
www.erlangen.de zu übersetzen. Dabei wird im Browser erkannt, aus welchem „Zielland“ 
der Nutzer stammt und schon im Vorfeld eine Sprachvariante angeboten. Was früher mit 
sehr viel Aufwand und nur im Anriss manuell übersetzt wurde, wird jetzt automatisiert in 
Sekunden erledigt . 

Um die Übersetzung zu testen, können sie z.B. in Firefox die Sprachauswahl ändern 
(Einstellungen, Inhalt, Sprachen, Englisch nach ganz oben...). 

 

 

Microsite Stadtbibliothek 

Völlig neu stellt sich auch die oft ausgezeichnete und mit hoher Medienkompetenz 
versehene Stadtbibliothek dar. 

Mit einer sogenannten. Microseite (eigenes Design im gleichen Stammsystem) werden 
Information und Aktion gekoppelt. Natürilch ist auch hier die Darstellung der Inhalte für 
Web‐ und Mobilnutzung optimiert. 
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Im Bereich "Medien" können neue Bücher, Musik oder Filme als CD, DVD oder Blu‐ray 
kommentiert und über Social Media Kanäle geteilt werden. Integration der e‐Dienste, wie 
der mobile Katalog zur Nutzung mit dem Smartphone oder der Erlangen‐App, die Franken‐
Onleihe oder die beliebte e‐Auskunft bieten dem Nutzer einen hohen Service. 

Natürlich können sämtliche Neuigkeiten auch weiterhin über den monatlichen Newsletter 
bezogen werden. 

 

Kontakt mit der Stadt 

Um schnell mit der Stadt Erlangen in Kontakt treten zu können, kann am Fuß einer jeden 
Seite ‐ auch ohne E‐Mailprogramm ‐ das Anliegen des Nutzers übermittelt werden.  

 

Realisiert wurde das Projekt mit unserem langjährigen Partner, der Online‐Agentur Xparo 
www.xparo.com. 

Für Rückfragen, Anregungen, Lob oder Kritik stehen Thomas Folger, Andrea Köhler und 
Vanessa Drummer vom Webbüro im eGovernment‐Center der Stadt Erlangen jederzeit zur 
Verfügung. 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II/201/SK006 Herr Karlheinz Schmied 201/014/2012 
 
Angemeldete Investitionsmaßnahmen, die in der fünfjährigen Finanzplanung 2012 - 
2016 bisher nicht berücksichtigt werden konnten. 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Kenntnisnahme  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Kenntnisnahme  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Die als Anlage beigefügte Übersicht von nicht aufgenommenen Investitionsmaßnahmen in der 
Finanzplanung 2012 – 2016 dient den Mitgliedern des Stadtrates zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Im Rahmen der Haushalts- und Finanzplanaufstellung HH 2013 – 2016 und des anschließenden 
Protestverfahrens wurden zahlreiche Investitionsmaßnahmen von den Fachämtern angemeldet 
bzw. auf die Vorgaben von Ref. II protestiert. 
Aufgrund der weiterhin kritischen Finanzlage (siehe letzte Haushaltsgenehmigung mit der Empfeh-
lung kreditfinanzierte Investitionen sorgfältig zu überdenken und ggfs. zu verschieben) konnten in 
beträchtlichem Umfang wichtige Investitionsmaßnahmen im Finanzplan 2012 – 2016 nicht berück-
sichtigt werden. Diese nicht berücksichtigungsfähigen Maßnahmen würden die mittel- und langfris-
tige Finanzplanung (auch über 2016 hinaus) erheblich belasten, wie beigefügte Tabelle aufzeigt.  
Im Vorgriff auf die Einbringung des HH-Entwurfes 2013ff am 25. Oktober 2012 hat diese Auflistung 
mit ausgewählten Maßnahmen (nicht abschließend) notwendige Bau- und Sanierungsvorhaben 
rein informativen Charakter.  
 
 
Anlagen: -1- Übersicht ausgewählter Invest.-Maßnahmen  
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 1 von 1 
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Stadt Erlangen 06.09.2012

IP-Nr. Beschreibung notwendige 
Ausgabemittel:

 -  EURO -

mögliche 
Zuwendungen:

 - EURO -

HH-Belastung

 - EURO -

Bemerkung:

366C.403
366C.404

Generalsanierung Frankenhof  1. und 2. BA    -25.900.000 10.500.000 -15.400.000 Mittel für Gutachten in 2012 (HH-Rest aus 2011: 295 T€) 

424.401 Baumaßnahme Freibad West  (EStW) -15.300.000 2.730.000 -12.570.000 Zuwendung bei Bau eines Hallenbades

261.404 Markgrafentheater , Generalsanierung, 
Baumaßnahme

-10.900.000 2.500.000 -8.400.000 Zuwendung FAG 25 %!

573.406
573.352

Begegnungszentrum E-West , Bau u. Einrichtung -5.600.000 0 -5.600.000

271.400 Gebäude Egloffstein`e Palais (VHS) -12.850.000 5.000.000 -7.850.000 Mittel für Modernisierungs-gutachten in 2012 (150 T€)

252.401 Umbau- u. Sanierungsmaßnahmen, Bauteil C 
(Museumswinkel)

-4.650.000 0 -4.650.000

541.400 Ortsumgehung Elterdorf -7.168.000 5.376.000 -1.792.000 Zuwendung nach dem Förderprogramm 
"Staatsstraßenumfahrungen in gemeindlicher Sonderbaulast"

251M.401
251M.350

Gebäude Altstädter Kirchenplatz7, 
Museumsquartier,  GenSan mit Einrichtung

-6.500.000 4.040.000 -2.460.000 Zuwendung aus Städtebauförderprogramm "Aktive 
Zentren" nicht gesichert.

211F.450
211J.570

Generalsanierung Grundschule Frauenaurach
Generalsanierung Michael-Poeschke-Grundschule

-9.664.000 2.400.000 -7.264.000 Zuwendung FAG 25 %!

217A.401
217A.K351

Marie-Therese-Gymnasium , Generalsanierung
mit Einrichtung

-8.011.000 2.242.000 -5.769.000

217A.403 Marie-Therese-Gymnasium,  Baumaßnahme 
Sporthalle

-4.100.000 1.000.000 -3.100.000 Beim Bau einer 2-fach-Turnhalle; bisher noch nicht 
beschlossen. (bisher vorgesehen: -1,263 Mio €) 
Zuwendung geschätzt. (weitere Erhöhung des 
beschlossenen Ausgabenrahmens SSP i.H.v. -75 Mio€) 

217C.403 Ohm-Gymnasium ,  Baumaßnahme Sporthalle -2.014.000 500.000 -1.514.000

217D.401
217D.K351

Fridericianum Gymnasium , Generalsanierung
mit Einrichtung

-6.535.000 1.929.000 -4.606.000

217E.403 Albert-Schweitzer-Gymnasium , Sanierung 
Sporthalle

-2.627.000 800.000 -1.827.000

231A.401
231A.351

Berufschule  Generalsan. Werkstättentrakt
mit Einrichtung

-8.485.000 2.619.000 -5.866.000

Größere Investitionsmaßnahmen, die in der 5-jährigen Finanzplanung 2012 - 2016 
bisher nicht berücksichtigt bzw. aufgenommen wurden.  

Ö
  10.3
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Stadt Erlangen 06.09.2012

IP-Nr. Beschreibung notwendige 
Ausgabemittel:

 -  EURO -

mögliche 
Zuwendungen:

 - EURO -

HH-Belastung

 - EURO -

Bemerkung:

211L.400 Grundschule Tennenlohe  Mensaanbau -1.652.000 700.000 -952.000 Höhe der Baukosten?? (EN v. 20.07.12 - Neubau einer 
Mensa mit sechs Gruppen- sowie Aufenthaltsräumen des 
Sigmund-Schuckert-Gymnasium . Nürnberg für knapp -1 
Mio€) 

217B.401A Christian-Ernst-Gymnasium , Generalsanierung
-Mehrkosten:  Schaffung von Musikkabinen beim 
CEG-

-845.000 200.000 -645.000 BWA-Vorlage, Prüfung alternative Standorte v.15.05.12, bisher 
eingeplante und veranschlagte Mittel  für den Umbau im 
Dachgeschoss ca. -547`T€; Mehrkosten geschätzt: -845`T€; 
Stadtrats-Beschluss über Anbau noch nicht vorhanden?? 
(weitere Erhöhung des beschlossenen Ausgabenrahmens SSP 
i.H.v. -75 Mio€) 

217C.401 Ohm-Gymnasium,  Generalsanierung
-Mehrkosten: Aufgrund Vorplanung und 
Erweiterung 

-4.500.000 1.000.000 -3.500.000 Verschiebung der Sanierungsmaßnahme Ohm-Gym., um 1Jahr 
(bisher veranschlagt: -10,713 Mio€ 
- Stadtratsbeschluss über Mehrkosten beim Ohm-Gym. i.H.v. -
4,5 Mio EURO liegt bisher nicht vor.  (weitere Erhöhung des 
beschlossenen Ausgabenrahmens SSP i.H.v. -75 Mio€) 

211A.400 Anbau/Erweiterung Adalbert-Stifter-Schule
-Mehrkosten: Aufgrund Vorplanung und 
Erweiterung 

-2.500.000 1.300.000 -1.200.000 bisher vorgesehen: 1,35 Mio€
jetzt: (-2,5 Mio€ Baukosten, Staatszuweisung und Beteiligung 
Buckenhof ca. 1,3 Mio €)

366B.403 Baumaßnahme Jugendtreff Innenstadt -590.000 0 -590.000

541.839 Geh-/Radweg Dechsendorf - Röttenbach -250.000 150.000 -100.000 Zuwendung Freistaat: Annahme 60 %

Summe: -140.641.000 44.986.000 -95.655.000

zusätzlich:
548.400 Planungs- und Baukosten (StUB) -237.220.000 145.220.000 -92.000.000 Anteile der Stadt Erlangen an reinen Planungs- und 

Baukosten ohne Fahrzeuge, sowie der Anteil an 
Zuwendungen auf der Basis des Gutachtens INTRAPLAN 
vom 29.03.2012 
Gesamtkosten: 365' Mio €, Gesamtzuwendung: 203,7 Mio €
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II/20 Stadtkämmerei 201/015/2012 
 
Controlling-Zwischenbericht zum 30.06.2012 
hier: Stellungnahmen der Fachämter zu Verlustvortrag / Problemen mit dem Budget 
und / oder Arbeitsprogramm 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
In der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Personalausschusses am 25.07.2012 wurde der Control-
ling-Zwischenbericht mit Stand 30.06.2012 behandelt. Hierbei wurde Folgendes festgelegt: 
 
Ämter, die mitteilen, ihr Arbeitsprogramm bzw. Budget mit Ausblick auf das Jahresende nicht ein-
halten zu können sowie Ämter mit Verlustvortrag werden von Amt 20 zur Stellungnahme aufgefor-
dert.  
 
Mit Mail vom 01.08.2012 wurden die betroffenen Fachämter um Mitteilung gebeten, welche Maß-
nahmen ergriffen werden, damit das jeweilige Budget - gegebenenfalls unter Berücksichtigung des 
Verlustvortrages aus 2011 - zum Jahresende 2012 eingehalten werden kann. Soweit keine Ge-
genmaßnahmen ergriffen werden können, sollten die Gründe dafür angegeben werden. Die hierzu 
eingegangenen Stellungnahmen der betroffenen Fachämter sind als Anlage beigefügt. 
 
Hinweis:  
Der zweite jährliche Controlling-Zwischenbericht mit Stand 30.09.2012 (Ende III. Quartal) wird dem 
HFPA in der Sitzung am 17. Oktober 2012 zur Kenntnisnahme vorgelegt.  
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Stellungnahme Amt 24 
Anlage 2: Stellungnahme Amt 33 
Anlage 3: Stellungnahme Amt 41 
Anlage 4: Stellungnahme Amt 42 
Anlage 5: Stellungnahme Amt 43 
Anlage 6: Stellungnahme Amt 44 
Anlage 7: Stellungnahme Abt. 451 
Anlage 8: Stellungnahme Amt 51 
Anlage 9: Stellungnahme Amt 63 
Anlage 10: Stellungnahme Amt 66 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

 Seite 1 von 1 
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Anlage 1 Stellungnahme Amt 24.txt
Von: Gebhardt Sabine
Gesendet: Donnerstag, 2. August 2012 10:04
An: Hollmann Heike
Cc: Kirschner Wolfgang; Weber Josef
Betreff: AW: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget
und/oder Arbeitsprogramm

Sehr geehrte Frau Hollmann,

hier die benötigte Stellungnahme des GME:

Den Rückstellungen in Höhe von 5,20 Mio. €, die zum 31. Dezember 2011 für 
unterlassene Instandhaltung gebildet wurden, standen in 2011 lediglich Erträge 
aus der Auflösung und dem Verbrauch von Rückstellungen in Höhe von 2,47�Mio. € 
gegenüber [siehe Vorlage 241/052/2012 Übertragung und Verwendung des 
Budgetergebnisses 2011 des GME(Amt 24)]. Der daraus entstandene Verlustvortrag 
aus dem Haushaltsjahr 2011 in Höhe von 952 319,87 € wird im Haushaltsjahr 2012 
durch Erträge aus der Auflösung und dem Verbrauch der Rückstellungen 
kompensiert, die zum 31. Dezember 2011 gebildet wurden.

Der im Zwischenbericht prognostizierte Fehlbetrag in Höhe von 500 000 € entsteht
unabhängig von den vorbereitenden Jahresabschlussbuchungen [siehe Ziffer 2. der 
Vorlage 241/054/2012 Zwischenbericht des Gebäudemanagement (GME) - Amt 24].

Wird bei der Bildung der Rückstellungen, die zum 31. Dezember 2012 für 
unterlassene Instandhaltung zu bilden sind, sehr restriktiv vorgegangen und von 
der bisherigen Vorgehensweise abgewichen, kann das Budgetergebnis entsprechend 
beeinflusst werden.

Das GME bleibt bei der Empfehlung, die im Zwischenbericht abgegeben wurde und 
präferiert eine Mittelnachmeldung im Herbst 2012.

Freundliche Grüße
Sabine Gebhardt

-----------------------------------------------
STADT ERLANGEN
Amt für Gebäudemanagement
Kaufmännisches Gebäudemanagement
Sabine Gebhardt
-----------------------------------------------
Fon   09131 86-2191
Fax   09131 86-2991
Email sabine.gebhardt@stadt.erlangen.de
Post  91051 Erlangen
Büro  Schuhstrasse 40 - 91052 Erlangen
      Raum 317
Web   http://www.erlangen.de/

Seite 1
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Anlage 2 Stellungnahme Amt 33.txt
Von: Geyer Franz
Gesendet: Dienstag, 7. August 2012 11:24
An: Hollmann Heike
Betreff: AW: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget
und/oder Arbeitsprogramm

Sehr geehrte Frau Hollmann,

die nachfolgende Stellungnahme von Amt 33 wurde in Absprache mit der Amtsleitung
erstellt.
 
Stellungnahme zum Verlustvortrag

Der Verlust 2011 ist im Wesentlichen durch die pauschale Kürzung des 
Personalkostenbudgets entstanden. Der daraus resultierende Verlustvortrag kann 
vom Bürgeramt nicht ausgeglichen werden. Im Sachkostenbudget sind weder die 
Einnahmen (Gebühren) noch die Ausgaben (Beschaffungskosten für Dokumente bei der
Bundesdruckerei) beeinflussbar. Es besteht darüber hinaus eine starke Nachfrage-
und Konjunturabhängigkeit (z. B. Kfz-Zulassungen). Hinsichtlich des 
Personalkostenbudgets weist das Bürgeramt darauf hin, dass die gestiegene 
Einwohnerzahl sowie die Einführung des neuen Personalausweises und des 
elektronischen Aufenthaltstitels zu dauerhaften personellen Mehrbelastungen 
geführt haben. Personalkosteneinsparungen sind nicht realisierbar, weil viele 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bereits jetzt an ihrer persönlichen 
Leistungsgrenze angekommen sind und mehrere Wahljahre mit erheblichem 
zusätzlichen Personalaufwand bevorstehen. Im Hinblick auf die Wahljahre ist 
deshalb sogar von einer deutlichen Steigerung der Personalkosten auszugehen, 
wenn es nicht zu spürbaren Qualitäts- und Serviceeinbußen, insbesondere zu einer
deutlichen Verlängerung der Warte- und Bearbeitungszeiten, kommen soll.         
 

Mit freundlichen Grüßen
I.A.
Franz Geyer

STADT ERLANGEN
Bürgeramt
Allg. Bürgerdienste und Wahlen
91051 Erlangen

Fon    +49 (0)9131 86-2208 
Fax    +49 (0)9131 86-77 2208 
EMAIL  franz.geyer@stadt.erlangen.de
Post   91051 Erlangen
Buero  1. OG/Zimmer 115
Gz:    III/331/GF001
Web    http://www.erlangen.de

Servicezeiten im Rathauserdgeschoss
für Melde- und Passangelegenheiten,
Kfz-Zulassung und Fahrerlaubnisanträge:
Montag, Dienstag und Donnerstag 8.00 bis 18.00 Uhr
Mittwoch und Freitag 8.00 bis 12.00 Uhr

Seite 1
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Anlage 3 Stellungnahme Amt 41.txt
Von: Bauernschmidt Harald
Gesendet: Mittwoch, 29. August 2012 09:19
An: Hollmann Heike
Betreff: AW: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget
und/oder Arbeitsprogramm

Sehr geehrte Frau Hollmann,

der Verlustvortrag des Amtes 41 wird durch Einsparungen bei den Personalkosten 
ausgeglichen.

Die Einsparung beruht auf der Tatsache, dass für 2012 im Stellenplan 1/2 
Planstelle genehmigt wurde, die bereits im Jahr 2011 -aufgrund der 
Notwendigkeit-
besetzt und ohne Nachfinanzierung voll aus dem Personalkostenbudget gezahlt 
wurde.

Mit freundlichen Grüßen
Bauernschmidt/41

Seite 1
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Anlage 4 Stellungnahme Amt 42.txt
Von: Nägel Claudia
Gesendet: Mittwoch, 12. September 2012 10:19
An: Hollmann Heike
Betreff: AW: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget
und/oder Arbeitsprogramm

Stellungnahme Amt 42 zum Controlling-Zwischenbericht mit Stand 30.06.2012:

Durch die Gebührenerhöhungen infolge der Ende Mai 2012 in Kraft getretenen 
Gebührensatzung wird angestrebt, das Budget einhalten zu können. Weitere 
Maßnahmen können nicht ergriffen werden.
Ob die Mehreinnahmen die eminent gestiegenen Mehrausgaben auffangen können ist 
noch nicht absehbar.

Mit freundlichen Grüßen

Claudia Nägel

--------------------------------------------
STADT ERLANGEN
Stadtbibliothek
Marktplatz 1
D-91054 Erlangen
--------------------------------------------
Fon     +49(0)9131 86-2977
Fax     +49(0)9131 86-2431
EMail   claudia.naegel@stadt.erlangen.de
Web     http://www.erlangen.de/bibliothek
Twitter http://www.twitter.com/stabi_erlangen
http://www.facebook.com/stadtbibliothek.erlangen
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IV/43/HB012 T. 2891 Erlangen, 12. September 2012 
P:\43_\A\AG\HBL\VHS\Bugdet\Controlling\2012\Stellungnahme_30062012.doc  

Controlling-Zwischenbericht zum 30.06.2012 - Probleme mit Budget 
und / oder Arbeitsprogramm; 
hier: Stellungnahme von Amt 43 

I. Amt 43 hat beim Controlling-Zwischenbericht zum 30.06.2012 Probleme mit dem Budget und / oder 
Arbeitsprogramm an Amt 20 weitergemeldet. Dieser Controlling-Zwischenbericht wird am 04.10.2012 als 
Mitteilung zur Kenntnis in den Kultur- und Freizeitausschuss (Vorlagen Nr. 43/036/2012) gegeben. 

Amt 20 hat eine Stellungnahme, welche Maßnahmen seitens Amt 43 ergriffen werden, damit das Budget 
und/oder Arbeitsprogramm bis zum Jahresende eingehalten werden kann, erbeten. Diese Stellungnahme 
geht über die Einbringung in den KFA hinaus. 
 
Nachfolgende Ereignisse / Entwicklungen wurden mitgeteilt: 

- Zu geringe Lehrküchenkapazität (Kündigung der Schul- und Gourmetküche wegen Eigenbedarf). 
Akuter Bedarf an entsprechenden Räumlichkeiten. 
Hierzu wird wie folgt Stellung genommen: Seit März 2012 hat die Inhaberin des Küchenstudios am 
Berg für ihre Gourmetküche Eigenbedarf angemeldet. D. h. Amt 43 musste umgehend neue Räum-
lichkeiten suchen. Seither werden die Ernährungskurse im Gourmetbereich im Küchenstudio Friwa 
durchgeführt. Die Räumlichkeiten des neuen Küchenstudios bieten jedoch nur einer geringeren 
Teilnehmerzahl Platz (vorher mind. 16 TN jetzt nur noch 8 TN). Ein weiteres Küchenstudio konnte 
nicht gefunden werden und gibt der derzeitige Markt auch nicht her (statt bisher 12 – 15 Gourmet-
kochkurse, jetzt nur noch 3 Gourmetkochkurse). 
Die Schulküche in der Michael-Poeschke-Schule sollte der vhs zum Wintersemester 2012 (Beginn: 
24.09.2012) gekündigt werden. Die Suche nach Ersatzmöglichkeiten, die in Zusammenarbeit mit 
Amt 40 und Amt 24 durchgeführt wurden, blieben zunächst erfolglos. Der Schulleiter der MPS hat 
daher der vhs die Nutzung der Schulküche um ein weiteres Semester ermöglicht.  
Seit September wird der vhs durch Amt 40 eine Nutzung der Schulküche in der Eichendorff-
Mittelschule zum Schuljahresanfang 2013 gegen Entgelt in Aussicht gestellt. Amt 40, Amt 43 und 
die Hauswirtschaftslehrerin der Schule, Frau Rückert, werden Anfang Oktober die ersten Gesprä-
che bzgl. einer gemeinsamen Nutzung der Schulküche führen. Erst dann kann mitgeteilt werden, ob 
eine Kooperation zukünftig möglich ist. 
 

- Kursangebot im Ernährungsbereich kann nicht vollumfänglich angeboten werden. Teilnehmerent-
gelte fehlen, evtl. Kosten für die Anschaffung einer neuen Lehrküche (ca. 50.000,00 €), höhere 
Raummieten und Reinigungskosten (ca. 13.500,00 € p. a.) als bisher. 
Hierzu wird wie folgt Stellung genommen: Teilnehmerentgelte aus den Gourmetkochkursen fehlen, 
da nur noch 3 Gourmetkochkurse angeboten werden können. Die Überschüsse die Amt 43 aus den 
Gourmetkochkursen erwirtschaftet hat, dienten auch zur Deckung des vhs-Budgets 
 

- Gewünscht wäre ein Umbau der Hausmeisterwohnung im Egloffstein’schen Palais � Zuschussaus-
fall aus dem Städtebauprogramm „Aktive Zentren“ (Modernisierungsgutachten). 
Umbaumaßnahme wird weiterhin favorisiert 

 

II. Amt 201/Frau Hollmann z. K. und z. W. (vorab per Email). 

III. In Kopie <Amt 43/Frau Hofmann> z. V. 

Amt 43: 
 

 

 

C. Flemming 

 

Ö  10.4
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Anlage 06 Stellungnahme Amt 44.txt
Von: Seitz-Römling Heidi
Gesendet: Donnerstag, 13. September 2012 09:17
An: Hollmann Heike
Cc: Ott Katja
Betreff: Stellungnahme Amt 44

Stellungnahme Amt 44

Die Verluste entstehen aufgrund der Abweichung Spielzeit/HH-Jahr.

Aufgrund der vakanten Kaufm. Geschäftsführung ist es nicht möglich
ein Controlling für 2012 durchzuführen. D.h. Amt 44 arbeitet überwiegend
auf den Planzahlen von 2011 und schreiben diese fort. Wie bei den Protest-
gesprächen zum HH 2013 bereits von Frau Ott informiert, rechnet Amt 44
mit einem ähnlichen Negativabschluss wie für 2011. Genaue Zahlen sind
zur Zeit nicht bekannt.

Die Stelle der kaufm.Geschäftsleitung ist ausgeschrieben, es wird mit einer
Neubesetzung zum 1.1.2013 gerechnet. Nach der Einarbeitungsphase wird ein
Controlling frühestens zum 2. Quartal 2013 möglich sein.

  
Absender:
Stadt Erlangen - Theater -
Amt 44
Verwaltungsleitung
Heidi Seitz-Römling
Postfach 3160
91051 Erlangen

FON   +49 (O)9131 86-1266
FAX   +49 (0)0131 86-2104
EMAIL heidi.seitz-roemling@stadt.erlangen.de
Büro  Hauptstr. 55, 91054 ER 
WEB   http://www.erlangen.de

"TARTUFFE"
von Moliére
Inszenierung: Dominik von Gunten
03.Oktober 2012

"GENANNT GOSPODIN"
von Philipp Löhle
Inszenierung: Kathleen Draeger
06.Oktober 2012

<Sommerpause des Theaters>
 27.7. - 9.9.2012
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IV/45-1/JAB T. 2157 Erlangen, 28. August 2012 
Dokument3  

Archivumzug und Defizit des Stadtarchivs 2012 

I. Das Stadtarchiv verwaltet etwa 5,5 Regalkilometer Archivalien, das sind umgerechnet etwa 55 
Millionen Blatt Papier bzw. im sechsstelligen Bereich einzelne Akten- und sonstige Einheiten, 
weitaus überwiegend Unikate. Im Rahmen des derzeit laufenden Umzugs aus mehreren Außen-
magazinen in den neuen Standort müssen die Fehler der letzten Jahre und Jahrzehnte im Inte-
resse einer künftig effektiven Nutzung möglichst behoben werden. Das heißt, es müssen Struk-
turbereinigungen und die Verbesserung der konservatorischen Situation (Schimmelsanierung, 
Austausch zigtausender übersäuerter alter Schachteln, Verpackung der einzelnen Akten oder 
Graphiken in säurefreie Umschläge, auf jede Akte bzw. Schachtel kommt ein Etikett mit der Sig-
natur usw.) vorgenommen werden. Nachdem jahrzehntelang in die Bestandserhaltung kaum et-
was investiert wurde, fallen hier jetzt kurzfristig hohe Kosten an. Die diesbezüglichen Investitionen 
sind jedoch nachhaltig, da das neue Material auch wiederum eine Lebensdauer von mehreren 
Jahrzehnten hat.  

Da der laufende Betrieb des Archivs ohne Unterbrechung fortläuft, werden diese Aufgaben zum 
überwiegenden Teil von häufig wechselnden befristet eingestellten, teilweise wissenschaftlich 
qualifizierten zusätzlichen Kräften durchgeführt. Unter den letztgenannten waren auch mehrere 
Studenten, die am Archiv ein unbezahltes sechswöchiges Praktikum ableisteten. Der Umzug ver-
läuft in zahlreichen größeren und kleineren Portionen, bei denen Speditions- und Liefertermine 
koordiniert und dann die Hilfskräfte kontinuierlich mit Arbeit versorgt werden müssen. Nachdem 
sich der Beginn des Umzugs wegen Problemen bei der Baufertigstellung um mehrere Monate 
verzögert hat, gab und gibt es weitere zeit- und kostenintensive Störungen durch die vor dem 
Haus aufgefundene Altlast, die Herstellung der Außenanlagen, durch das nach wie vor im Unter-
geschoss akute Wandproblem (Salpeterausblühungen, Schimmel an den Wänden), durch die 
nach wie vor nicht funktionierende Klimatechnik, weil bei Akten zwischendurch immer wieder 
Schimmelbefall festgestellt wird usw. Im Rahmen des Umzugs hat das Stadtarchiv die bisher von 
den EBE verwalteten neueren Bauakten übernommen und in seinen Bestand integriert. Zusätzlich 
sind die zum Teil umfangreichen Aktenabgaben von mehreren Ämtern der Stadtverwaltung zu 
schultern (z.B. Standesamt, Bürgermeister- und Presseamt, Rechtsamt). 

Um ein neues großes Chaos zu vermeiden und die teils bis an die Grenzen ihrer Belastbarkeit 
eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht zu überfordern, muss der einmal eingeschla-
gene Weg fortgesetzt werden, damit in den Magazinen eine funktionierende Ordnung entsteht und 
die Bestände nicht in einzelne Teile „zertrümmert“ werden. Was jetzt nicht im Rahmen des Um-
zugs in Ordnung gebracht und bereinigt werden kann, wird künftig das Budget und das Personal 
belasten. Insgesamt ist der größte strukturierte Transport von Papier in der Geschichte der Stadt 
Erlangen und als einmaliges Großereignis von bislang unbekannten Dimensionen wegen fehlen-
der Erfahrungswerte und immer wieder auftauchender neuer (zu einem guten Teil durch die kom-
plizierten alten Räumlichkeiten bedingte) Probleme nur sehr schwer planbar, manche Faktoren, 
etwa die Verfügbarkeit der Spedition, sind nicht vom Archiv beeinflussbar. 

Das Archiv versucht, den Umzug so zügig und so effektiv wie möglich durchzuführen und durch 
Aufrechterhaltung eines glatt laufenden Dienstbetriebes die Kosten möglichst gering zu halten. 
Dazu gehört etwa, dass längst nicht alle Altschachteln ausgetauscht, sondern manche Bestände 
aus logistischen Gründen einfach nur umgesetzt werden. Der schlimmste mögliche Fall wäre, 
angefangene Maßnahmen abrupt abzubrechen, dadurch Zusammenhänge zu zerreißen und letzt-
lich nur wieder einen aus mehreren Stücken bestehenden Archivtorso an mehreren Standorten zu 
erhalten. Da die Alternative das Aussetzen des Umzugs auf unbestimmte Zeit wäre, ist das Bud-
get des Archivs für das Jahr 2012 bereits überzogen. Es wird von Seiten des Fachbereichs keine 
Möglichkeit gesehen, Gegenmaßnahmen zu ergreifen, um es noch einhalten zu können.  

II. An II/20/Frau Hollmann m.d.B. um Kenntnisnahme 

III. Kopie an Abt. 451 z.V. 

Ö  10.4
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Anlage 8 Stellungnahme Amt 51.txt
Von: Rottmann Reinhard
Gesendet: Montag, 10. September 2012 13:28
An: Hollmann Heike
Cc: Höllerer Edeltraud; Ismaier Sabine; Schüpferling Wolfgang; Husemann 
Dorothee; Helbig-Puch Pia; Stadtmüller Ottmar
Betreff: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget und/oder 
Arbeitsprogramm

Sehr geehrte Frau Hollmann,

die im Controlling-Zwischenbericht genannten Beträge sind Mehrausgaben im 
Hinblick auf den Ausbau der Betreuung unter Dreijähriger, Basiswerterhöhungen im
Kita-Bereich sowie Ausgaben zur Qualitätssicherung. Die Grundlage dieser 
Mehrausgaben ist eine bunder- bzw. landesrechtliche Gesetzgebung, die die 
Kommunen, also auch die Stadt Erlangen und damit hier das Jugendamt, umzusetzen 
haben.

Hierzu gehört auch, dass die Ausgaben im Bereicht der Tagespflege exorbitant 
angestiegen sind. Dies liegt begründet in der Tatsache, dass das Jugendamt 
zunächst die vollen Kosten in Vorleistung zu tragen hat und die Elternbeiträge 
so bemessen sind, dass im Ergebnis zu der alten Handhabung Mehrkosten 
unvermeidlich sind.

Die sich abzeichnenden Mehrausgaben in Bereich der erzieherischen Hilfen sind 
ebenfalls Pflichtleistungen, die zu erbringen sind, soweit die Voraussetzungen 
hierzu vorliegen. Inwieweit die Maßnahmen aus dem Katalog von Rödel und Partner 
(hier: Verstetigung der Pflegequote und Stärkung der Beratung nach § 16 SGB 
VIII) greifen, wird derzeit im Umsetzungscontrolling geprüft.

Der Übertrag des Verlustes aus 2011 wird sich, wie auch der zu erwartende 
Verlust in 2012 weiter durchziehen. 

Gegenmaßnahmen können, wie oben angeführt, nicht ergriffen werden. 

Für weitere Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

&#12288;

Mit freundlichen Grüßen

Reinhard Rottmann

Mit freundlichen Grüßen

Reinhard Rottmann

Stadt Erlangen, Stadtjugendamt
Reinhard Rottmann, 8. OG, Zimmer 804
Rathausplatz 1
91052 Erlangen    
Geschäftszeichen: IV/51/rrf
Tel.:09131/86-2544
Fax 09131/86-2438
reinhard.rottmann@stadt.erlangen.de
http://www.erlangen.de
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Anlage 9 Stellungnahme Amt 63.txt
Von: von Lackum Jan
Gesendet: Mittwoch, 1. August 2012 11:50
An: Hollmann Heike
Cc: Knetzger Reinhard
Betreff: AW: Controlling-Bericht - Verlustvortrag / Probleme mit Budget
und/oder Arbeitsprogramm

Sehr geehrte Frau Hollmann, 

Amt 63 nimmt wie folgt Stellung: 

Amt 63 hat keinen Einfluss auf die Zahl der Bauanträge und auf die 
Berechnungsgrundlage der Genehmigungsgebühren, die Baukosten der eingereichten 
Bauanträge. Aufgrund des gestiegenen Arbeitsanfalls, insbesondere durch 
Bauberatungen und Brandschutzprüfungen, kommt es auch zu Verzögerungen im 
Baugenehmigungsverfahren. Da Gebühren erst nach Abschluss eines Verfahrens 
erhoben werden, ist auch diese Verzögerung mitursächlich für den 
Einnahmerückgang. Von Amt 63 wurden in den vergangenen Jahren wiederholt Anträge
zum Stellenplan gestellt. Neue Stellen wurden aber nicht geschaffen. Eine 
Beschleunigung der Genehmigungsverfahren kann nur durch Bewilligung der 
beantragten Planstelle erreicht werden. 

Im Übrigen liegt der Gebührenrückgang außerhalb des Einflussbereichs des 
Bauaufsichtsamtes. 

Mit freundlichen Grüßen
Jan von Lackum
______________________________________
Stadt Erlangen - Bauaufsichtsamt -
Amtsleiter

Fon:   +49 (0)9131 86-1001
Fax:   +49 (0)9131 86-1011
Büro:  Gebbertstraße 1, 91052 Erlangen, Zimmer 216
Post:  Postfach 3160, 91051 Erlangen
URL:   www.erlangen.de/bauaufsichtsamt

Bitte beachten Sie die Hinweise zur elektronischen Kommunikation
mit der Stadt Erlangen: www.erlangen.de/kommunikation
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VI/660/WP008 T. 27 37 Erlangen, 12. September 2012 
Dokument2  

Controlling-Zwischenbericht (Stand 30.06.2012)  
hier: Stellungnahme Amt 66 

I. Im Controlling-Zwischenbericht mit Stand 30.06.2012 wurde vom Tiefbauamt mitgeteilt, dass 
Probleme mit der Einhaltung des Arbeitsprogramms gesehen werden.  
In der Sitzung des HFPA am 25.07.2012 wurde festgelegt von Ämtern, die Probleme mit der Ein-
haltung des Budgets und/oder Arbeitsprogramm zum Jahresende haben, eine Stellungnahme zu 
Gegenmaßnahmen zu fordern.  

Das Tiefbauamt nimmt daher zu den im Controlling-Zwischenbericht angeführten Problemen wie 
folgt Stellung:  

Aufgrund des sehr spät genehmigten Haushalts kann die geplante zeitliche Abwicklung von Bau-
projekten insbesondere innerhalb des Haushaltsjahres nicht gewährleistet werden. Sollten die 
baulichen Maßnahmen innerhalb der verbleibenden Jahreszeit nicht vor Beginn der winterlichen 
Jahreszeit abgeschlossen werden so muss mit Mehrkosten durch Arbeiten in den Wintermonaten 
bzw. durch winterliche Sicherungsmaßnahmen sowie zeitlichen Verzögerungen gerechnet wer-
den.  
Die für 2012 vorgesehenen Maßnahmen für die Erneuerung von Beleuchtungsanlagen (Sonder-
programm Ersatzneubau von Beleuchtungsanlagen IvP-Nr. 545.604) können in diesem Jahr auf-
grund der haushaltsrechtlichen Situation sowie aus personellen Gründen (Fehlen eines Fachinge-
nieurs) nicht im geplanten Umfang vorgenommen werden. Die bauliche Umsetzung muss auf das 
nächste Jahr verschoben werden, wobei kleine Teilmaßnahmen zusammen mit Maßnahmen Drit-
ter noch in diesem Jahr geplant sind. 

 

II. Amt 20 z.W.  

 

Tiefbauamt 

 

gez. 

Sperber 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
III/33 Bürgeramt 331/011/2012 
 
Einnahmen aus gebührenpflichtigen Melderegisterauskünften 2011; 
Anfrage von Herrn Stadtrat Heinze im Ältestenrat am 11.07.2012 
Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
 
Rechtsgrundlage für die Erteilung einfacher Melderegisterauskünfte (Name, Vorname, Doktorgrad 
und Anschrift) ist Art. 31 Bay. Meldegesetz (MeldeG). Danach haben Privatpersonen und Unter-
nehmen einen Rechtsanspruch auf Auskünfte aus dem Melderegister. Voraussetzung ist, dass die 
gesuchte Person aufgrund der Anfragedaten eindeutig identifizierbar ist. Die einfache Melderegis-
terauskunft dient also der Aktualisierung bereits vorhandener Daten, z. B. bei Banken, Versiche-
rungen, Inkasso-Unternehmen, oder im privaten Bereich, z. B. zur Vorbereitung von Klassentref-
fen. 
 
Abhängig vom Verwaltungsaufwand erhält die Stadt Erlangen je Anfrage zwischen 4,30 Euro und 
10,00 Euro. Im Jahr 2011 wurden 13.000 Anfragen bearbeitet und dafür Gebühren in Höhe von 
insgesamt 80.307,30 Euro erhoben. 
 
Gruppenauskünfte, also Anfragen nach einer Vielzahl von Anschriften von Einwohnern eines be-
stimmten Geburtsjahrganges, Wohngebietes oder Geschlechts sind im öffentlichen Interesse (z. B. 
für Forschungszwecke) mit Zustimmung der Regierung von Mittelfranken und unter besonderen 
Auflagen (insbesondere Informationspflichten gegenüber den Betroffenen) möglich, für private und 
gewerbliche Zwecke (z. B. Werbung) dagegen ohne Ausnahme unzulässig. Aus Sicht der Verwal-
tung kann man deshalb nicht von einem „Verkauf“ von Meldedaten sprechen. 
 
 
 
Anlagen: Anfragetext 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV Referat Personal, Organisation und 

eGovernment 
ZV/028/2012 

 
Kommunaler Betrieb für Informationstechnik - KommunalBIT; Jahresabschluss 
2011 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Rechnungsprüfungsamt (Kenntnisnahme), II/Beteiligungsmanagement 
 
 
 

I. Antrag 
 
Nach § 6 Abs. 2 der Satzung für das Kommunalunternehmen „KommunalBIT“ werden die von der 
Stadt Erlangen bestellten Verwaltungsräte zu folgender Beschlussfassung im Verwaltungsrat des 
KommunalBIT ermächtigt: 
 
1. Die Grundsätze zur verursachungsgerechten Kalkulation der Kosten der zu erbringenden Leis-

tungen für 2011 werden anerkannt. 
2. Der Jahresabschluss 2011 wird wie vorgelegt festgestellt. Da weder Gewinn noch Verlust vor-

liegen, braucht über die Verwendung/Behandlung nicht entschieden werden. 
3. Der Vorstand wird für das Geschäftsjahr 2011 entlastet. 
4. Die Wirtschaftsprüfungs– und Steuerberatungsgesellschaft Dünkel, Schmalzing und Partner, 

Fürth wird zum Abschlussprüfer für den Jahresabschluss zum 31.12.2012 und den Lagebericht 
für das Geschäftsjahr 2012 von KommunalBIT bestellt. Die Prüfung hat sich auch auf die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 107 Abs. 3 
S.2 GO i.V.m. § 53 Abs. 1 HGrG zu erstrecken. 

 
 
 

II. Begründung 
 
1. Allgemeines 
Der Vorstand hat den Jahresabschluss mit Anhang sowie den Lagebericht fristgerecht aufgestellt 
und nach der Abschlussprüfung mit den entsprechenden Berichten dem Verwaltungsrat und den 
Beteiligten vorgelegt (§ 14 Abs. 3 der Satzung). Weiterhin hat der Vorstand die nach § 14 Abs. 4 
der Satzung nötige Kosten- und Leistungsrechnung vorgelegt und die entsprechenden Grundsätze 
dieser Kalkulation beschrieben. 
Die Feststellung des geprüften Jahresabschlusses, der Verwendung des Jahresgewinnes bzw. die 
Behandlung des Jahresverlustes sowie die Entlastung des Vorstands sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 5 
der Satzung Aufgaben des Verwaltungsrates, ebenso wie die Entscheidung über die Grundsätze 
zur verursachungsgerechten Kalkulation der Kosten der zur erbringenden Leistungen nach § 6 
Abs. 1 Nr. 4 der Satzung. In beiden Fällen unterliegen die Mitglieder des VR den Weisungen der 
jeweiligen Stadt (§ 6 Abs. 2 der Satzung). 

 Seite 1 von 2 

Ö  11

26/99



 
Die Weisungen der Städte erfolgen in den entsprechenden Gremien der Städte Erlangen, Fürth 
und Schwabach. Die entsprechenden Entscheidungen sollen dann in der nächsten VR-Sitzung 
erfolgen. 

 
 

2. Grundsätze der Kalkulation 
Die „Grundsätze der Kalkulation“ sind in der Anlage 3 zur Vorlage beigegeben. Damit sind alle 
Kosten des KommunalBIT für die Durchführung der satzungsgemäßen Aufgaben in 2011 objektiv 
und wirtschaftlich den jeweiligen Städten belastet. Zukünftig soll die Abrechnung der Leistungen 
über einen noch abzustimmenden Warenkorb/Produktkatalog mit kalkulierten Preisen und die 
Menge der „abgenommen Dienste“ erfolgen.  
 
Bei der Stadt Erlangen sind in den Abschlägen und den verrechneten Leistungen die Aufgabe der  
IT-Schulbetreuung enthalten.  
 
In Absprache mit dem Beteiligungsmanagement und den ITK der Städte sowie dem Verwaltungs-
rat sollen die Überdeckungen ausgezahlt und die Unterdeckung eingefordert werden, das wurde 
entsprechend beim Jahresabschluss 2011 berücksichtigt. 
 
3. Geprüfter Jahresabschluss 2011 
 
Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2011 wurde von 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dünkel, Schmalzing und Partner, Fürth, durchgeführt.  
Auftragsgemäß wurde der Jahresabschluss zum 31.12.2011 unter Einbeziehung der Buchführung 
sowie des Lageberichts gemäß § 317 HGB geprüft. Der Auftrag umfasste nach Art. 107 Abs. 3 der 
Bayerischen Gemeindeordnung auch die Prüfungen, die dem § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
(HGrG) entsprechen.  
 
Die Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt, insbesondere haben sich keine Beanstandun-
gen ergeben, die Anlass zu Zweifeln an der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung geben 
könnten. Der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk wurde erteilt. 
 
Nach Überzeugung der Wirtschaftsprüfer entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.  
 
Der Lagebericht (siehe Anlage 4) steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
Im Übrigen wird auf die Anlagen 1 (Bilanz) und 2 (Gewinn- und Verlustrechnung) verwiesen. 
.  
 
 
Anlagen: Anlage 1: Bilanz zum 31.12. 2011  
  Anlage 2: Gewinn- und Verlustrechnung 
  Anlage 3: Leitfaden Kostenrechnung/Leistungsverrechnung 2011 
  Anlage 4: Lagebericht für das Geschäftsjahr 2011 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Anlage I 

Bilanz zum 31. Dezember 2011  Kommunaler Betrieb für Informationstechnik „KommunalBIT“ AöR, Fürth 
 
 

 

A k t i v a P a s s i v a
 

     Vorjahr       Vorjahr 

     T         
     

A. ANLAGEVERMÖGEN   A. EIGENKAPITAL  
     
      I. Immaterielle Vermögensgegenstände           I. STAMMKAPITAL  50.000,00 50,0
         1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und           II. KAPITALRÜCKLAGE  
             ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an                Allgemeine Rücklagen  3.113.574,50 3.113,6
             solchen Rechten und Werten 1.840.546,00 1.443,5       III. JAHRESÜBERSCHUSS  0,00 0,0
         2. Geleistete Anzahlungen 763.415,49 2.603.961,49 230,2   3.163.574,50 3.163,6
     
     II. SACHANLAGEN     
         1. Technische Anlagen und Maschinen 3.006.397,00 2.982,8   
         2. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.168.040,79 5.174.437,79 2.170,6 B. SONDERPOSTEN MIT RÜCKLAGEANTEIL  
        Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen  23.456,00 30,6
    III. FINANZANLAGEN     
         1. Genossenschaftsanteile 5.000,00 0,0   
         2. Rückdeckungsanspruch aus Pensionen 874.693,00 879.693,00 1.108,3   
  8.658.092,28 7.935,4 C. RÜCKSTELLUNGEN  
        1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 1.615.395,00  1.486,4
        2. Sonstige Rückstellungen 513.596,00  616,1
     2.128.991,00 2.102,5
B. UMLAUFVERMÖGEN     
     
     I. FORDERUNGEN UND SONSTIGE     
        VERMÖGENSGEGENSTÄNDE         D. VERBINDLICHKEITEN  
        1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 118,12 0,1      1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 2.147.904,26  821,2
        2. Forderungen an Gewährträger 125.861,34 145,4      2. Erhaltene Anzahlungen von Gewährträgern für Leistungen 846.742,00  334,3
        3. Sonstige Vermögensgegenstände 239.685,25 365.664,71 114,8      3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 409.407,26  645,2
        4. Verbindlichkeiten gegenüber Gewährträgern 1.615.645,81  2.191,8
     II. KASSENBESTAND, GUTHABEN BEI KREDITINSTITUTEN  991.894,40 559,1      5. Sonstige Verbindlichkeiten 33.317,70  7,4
  1.357.559,11 819,4          -davon im Rahmen der sozialen Sicherheit  26.101,68  
              (Vj. T  4,2)  5.053.017,03 3.999,9
     
     
C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN  353.387,14 541,8   
     

  10.369.038,53 9.296,6  10.369.038,53 9.296,6
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Anlage II 

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2011 

Kommunaler Betrieb für Informationstechnik „KommunalBIT“ AöR, Fürth 

 

 

 

     Vorjahr 

     T  

  1. Umsatzerlöse  10.707.753,66 9.896,4

  2. Sonstige betriebliche Erträge  223.910,60 146,8

  3. Materialaufwand  
       Aufwendungen für bezogene Leistungen  3.405.834,20 1.139,3

  4. Personalaufwand  
       a) Löhne und Gehälter 2.681.318,38 2.732,4
       b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für  
           Altersversorgung und Unterstützung 1.307.548,44 966,3
           -davon für Altersversorgung  774.899,50  3.988.866,82

  5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
      des Anlagevermögens und Sachanlagen  2.370.083,53 2.110,2

  6. Sonstige betriebliche Aufwendungen  1.108.265,48 2.908,9

  7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge  69.637,17 24,9

  8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  127.623,40 110,0

  9. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit  628,00 101,0

10. Außerordentliche Erträge 297.877,00 311,8

11. Außerordentliche Aufwendungen 297.877,00 412,6

12. Außerordentliches Ergebnis (Vorjahr Aufwand)  0,00 100,8

13. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag  0,00 0,0

14. Sonstige Steuern  628,00 0,2

15. Jahresüberschuss  0,00 0,0
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/112 Personal- und Organisationsamt ZV/026/2012/1 
 
Stellenplan 2013 – Personalressourcen für die Erlanger Bildungsoffensive - 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Ref. I, Amt 13, Amt 40 
 
 

I. Antrag 
 
Im Vorgriff auf den Stellenplan 2013 wird eine Planstelle mit dem Volumen von 0,5 Vollzeitäquiva-
lenten (VZÄ) und dem Stellenwert A 8 und einem kw-Vermerk bis 31.12.2015 bei Amt 13 geschaf-
fen und sofort zur befristeten Besetzung freigegeben. 
Der kw-Vermerk der Planstelle 1303040 wird bis 31.12.2015 verlängert. 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

1. Das Bürgermeister- und Presseamt soll in die Lage versetzt werden, durch Verstärkung der 
Erlanger Bildungsoffensive das Übergangsmanagement für alle Schulformen auszubauen.  
2. Durch das Projekt „Bildungsregion“ des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus - welches die Übergänge zwischen den unterschiedlichsten Schulformen erleichtern soll - 
verdichten sich die Aufgaben im Bereich der „Bildungsoffensive“ insbesondere beim Thema „Über-
gangsmanagement“.  
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Diese benötigte 0,5 Planstelle soll mit sofortiger Wirkung beschlossen und baldmöglichst besetzt 
werden. An der Planstelle wird ein kw-Vermerk 31.12.2015 angebracht. 
 
3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)  
 
Da die Personalressourcen auch wegen des Projekts „Bildungsregion“ des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Unterricht und Kultus kurzfristig benötigt werden, bedarf es eines vorgezogenen 
Stellenplanbeschlusses (Eilbedürftigkeit). 
 
4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)  

 Beim Bürgermeister- und Presseamt ist für die Mitarbeit in der Geschäftsführung derzeit ein 
Volumen von 0,5 (VZÄ) befristet bis 01.05.2014 vorhanden. Diese Ressource soll um 0,5 VZÄ auf-
gestockt und der kw.Vermerk für die ganze Planstelle bis 31.12.2015 verlängert werden. 

 Für die Planstelle ergibt sich ein Stellenwert mit A 8 BayBesG. 
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. 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind für 2012 aus dem Personalkostenbudget von Amt 13 zu tragen 
 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten jährlich (brutto): € 19.160,93 bei Sachkonto:  
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  

 

 

 
 
 
Anlagen:  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/111 Personal- und Organisationsamt 111/069/2012 
 
Zukunftsfähige Personalarbeit angesichts alternder Belegschaften  
- Überblick Gefährdungsbeurteilung Stadtverwaltung Erlangen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Der Bericht der Verwaltung wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
mündlicher Bericht durch den Betrieblichen Sozialdienst 
 
 
Anlagen: Gefährdungsbeurteilung Stadtverwaltung Erlangen 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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ffw GmbH, Gesellschaft für 
Personal- und 
Organisationsentwicklung 

Allersberger Straße 185 F 
90461 Nürnberg 

Tel.: 0911/ 46 26 79 - 0 
Fax: 0911/ 46 26 79 - 40 
Internet: www.ffw-nuernberg.de  
e-mail: info@ffw-nuernberg.de 

im Rahmen der Initiative: Projektträger: 

Regionales Demografienetzwerk - ReDeKoo 
 

- Zukunftsfähige Personalarbeit 
angesichts alternder Belegschaften - 

 
Überblick Gefährdungsbeurteilung Stadtverwaltung Erlangen 

Gefördert vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 
 
Präsentation im HFPA am 26.09.2012 
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Befragung 

Folie 2 

Standardisierte Befragung 
Fragebogen mit 238 Items 
Inhaltliche Kategorien  (Bewertung von 
Arbeitsbedingungen): 

Psychische Anforderungen  
Verantwortung, Arbeitsinhalte, 
Handlungsspielräume 
Störungen und Behinderungen 
Lernen und Entwicklung 
Information, Kommunikation, Mitsprache 
Führung 
Rahmenbedingungen der Arbeit 
Arbeitszeit, Arbeitsleistung 

Körperliche Anforderungen 
Arbeitszufriedenheit 
Beurteilung des Personalrats 
Arbeiten am Bildschirm 

Ergonomie 
Arbeitsorganisation 
Beschwerden 

Auswirkungen der Tätigkeit auf Befinden, 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
Soziodemografische Angaben (Stellenanteil, 

 

Befragung 
 
Fragebogen verteilt ab 19. März 2012  
 
Befragungszeitraum bis 04. Mai 2012 
 
Rücklauf: 956 abgegebene Fragebögen 
 
Rücklaufquote: über 43% 
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Überblick Personalstruktur - Arbeitsbedingungen 

Folie 3 

Altersstruktur für: Unternehmen gesamt - keine Selektion

Kennziffern Personalstruktur

Know-how Verlust (5 J.) 23%

Personalbedarf (5 J.) 23%

Anteil weiblich 51%

Betriebszugehörigkeit 16 J.

Anzahl 2.117

Durchschnittsalter 45 J.

Anzahl Befragung

Bewertung der Arbeitsbedingungen für: Unternehmen gesamt - keine Selektion 45% 946

lernförderlich Zufriedenheit
körperliche Anforderungen psychische Anforderungen
Körperliche Verausgabung Verantwortung Arbeitsinhalte Arbeitsplatz und Arbeitsumgebun

Stoffliche Risiken Arbeitsinhalte Handlungsspielräume Arbeitsinhalte und -anforderunge

Physikalische Einflüsse Handlungsspielräume Verbesserungskultur Arbeitsorganisation

Unfallgefahren Emotionale Anforderungen Qualifizierung Lernen und Entwicklung

Schutzkleidung Störungen und Behinderungen Entwicklung Führung

Lernen und Entwicklung Führung Personalpolitik

Information, Kommunikation Zusammenarbeit Arbeits- und Gesundheitsschutz

Kooperation, Mitsprache zeitliche Freiräume Betriebsklima

Führung Personalrat

Arbeitsplatzsicherheit

Arbeitszeitgestaltung

Veränderungsdynamik

gesundheitsförderlich

0
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800

1.000

1.200
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Durchschnittsalter steigt 
Das Durchschnittsalter liegt 2011 bei 44,6 Jahren. Es steigt innerhalb der nächsten 5 
Jahre auf 47,6 Jahre, also rund 0,6 Jahre pro Jahr.  
Von 2017 bis 2021 bleibt es annähernd konstant 
Dieser Trend trifft auf fast alle Ämter und Tätigkeitsgruppen zu 
 

 
50plus wächst auf über 50%  

Innerhalb der nächsten 5 Jahre steigt der Anteil 50plus auf über 50%.  
Vom 6. bis zum 10. Jahr verbleibt der Anteil in dieser Größenordnung.  
Dieser Trend trifft auf fast alle Ämter und Tätigkeitsgruppen zu. 
 

 
Anteil von MA in den rentennahen Jahren steigt deutlich 

MA in rentennahen Jahren (weniger als 5 Jahre vor Renteneintritt) steigt von heute 5% 
auf 18% im Jahr 2021. 

 
 

Personalstrukturanalyse  gesamtes Unternehmen 

Folie 4 
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Überblick nach Tätigkeiten 

Folie 5 

Überblick Altersstruktur und Arbeitsbedingungen für Hauptbereiche

körperliche und psychische Belastungen Bef. BSchArb.
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AnzaAuswahlwerte positive Werte :

0 Unternehmen gesamt (n=946)

1 Führungskraft (n=138)

2 Verwaltung - nicht technisch (n=

3 Technischer Dienst (n=64)

4 Fachkräfte gewerblich (n=29)

5 Facharbeit angelernt (n=14)

6 Techniker/Meister/Ingenieur (n

7 soziale Tätigkeiten (n=55)

8 Feuerwehr (n=14)

9 pädagogische Tätigkeiten (n=131

10 kulturelle Tätigkeiten (n=22)

11 sonstige Tätigkeiten (n=70)

12 ohne Planstelle (n=12)

99 keine Angabe (n=109)

>= 50%< 50% > 80%46/99
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Zusammenfassung Überblick 

Folie 6 

Die Arbeitsbedingungen bei der Stadtverwaltung Erlangen werden von den 
verschiedenen Tätigkeitsgruppen unterschiedlich bewertet, wobei es keine signifikanten 
Unterschiede zwischen den Geschlechtern sowie den Altersgruppen gibt: 
 
 Erste Anhaltspunkte für Gefährdungsrisiken, die auf die Arbeitsbedingungen 

zurückzuführen sind, finden sich im Bereich der Verantwortung. Keine Tätigkeitsgruppe 
stuft diese Kategorie frei von Risiken ein. 
 
 Besonders bei den Tätigkeitsgruppen Fachkräfte gewerblich und Facharbeit angelernt 

treten vermehrt Risiken auf. 
 
 Die Befindlichkeit am Ende eines Arbeitstages ist bei den Beschäftigten überwiegend 

negativ ausgeprägt. 
 
Die Kategorien Bildschirmarbeit, Lernförderlichkeit und Wichtigkeit/Zufriedenheit sind 

indifferent. 
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Tätigkeit bis zur Rente - Tätigkeiten 

Folie 7 

 
Frage: 12.3 Arbeiten bis zur Rente - Tätigkeit)

Glauben Sie, dass Sie Ihre jetzige Arbeitstätigkeit bis zum gesetzlichen Rentenalter ausüben können?

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Führungskraft (n:=138)

Technischer Dienst (n:=64)

pädagogische Tätigkeiten (n:=131)

sonstige Tätigkeiten (n:=70)

soziale Tätigkeiten (n:=55)

Verwaltung - nicht technisch (n:=250)

Facharbeit angelernt (n:=14)

Feuerwehr (n:=14)

kulturelle Tätigkeiten (n:=22)

Fachkräfte gewerblich (n:=29)

keine Angabe (n:=109)

Techniker/Meister/Ingenieur (n:=38)

ohne Planstelle (n:=12)

ja nein weiß nicht
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Risikobewertung Top 20 negativ körperliche Risiken 

Folie 8 

 

 

Fragen für Top 20 negativ körperlich - Unternehmen gesamt - n:= 886

Risikoabschätzung aus Haufigkeit und erlebter Belastung körperlicher und psychischer Anforderungen in der Arbeit

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Kontakt mit stromführenden Leitungen/Teilen

Kontakt mit brennbaren Stoffen

Gleichgewichtsverlust/Absturzgefahr

Kontakt mit heißen/kalte Materialien

Kontakt mit chemischen/biologischen Stoffen

Kontakt mit bewegten Transport-Arbeitsmitteln

Erschütterungen/Vibrationen

Erhöhte Unfallgefahr

Krankheitserregern

Arbeiten im Gehen

Kontakt mit Gefahrstoffen

Ungünstige Lichtbedingungen

Tragen von Schutzkleidung

Körperlich schwere Arbeit

Zwangshaltungen

Heben/Stemmen von Lasten (=>10 kg)

Arbeiten im Stehen

Zugluft/Hitze/Kälte

Arbeiten unter Lärm

Arbeiten im Sitzen

hoch mittel gering
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Risikobewertung Top 20 negativ psychische Risiken 

Folie 9 

 

 

Fragen für Top 20 negativ psychisch - Unternehmen gesamt - n:= 751

Risikoabschätzung aus Haufigkeit und erlebter Belastung körperlicher und psychischer Anforderungen in der Arbeit

0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%

Ausreichende Weiterbildungsmöglichkeit

Arbeiten mit festen Arbeitszeiten

Alleinarbeit

Möglichkeit neues Auszuprobieren

Schäden durch kleine Fehler

regelmäßige Vertretungen leisten

Möglichkeit von Kurzpausen

Probleme mit anderen Personen

Empfundene Arbeitsplatzsicherheit

Widersprüchliche Anforderungen

Unzureichende/widersprüchliche Informationen

Arbeiten länger als tarifvertraglich vereinbart

Arbeiten mit Menschen anderer Kulturkreise

Konfliktvermittlung

Verantwortung  für Sachmittel

Ausreichend Zeit für Aufgabenerledigung

Konfrontation mit Leid/Problemen Anderer

länger Arbeiten mit Ausgleich

erwartete/geforderte Kundenfreundlichkeit

Verantwortung für Menschen

hoch mittel gering
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Zusammenfassung und erste Thesen zur Gestaltung 

Folie 10 

Körperliche Risiken 
 
 (Zugluft/Hitze/Kälte, Arbeiten im Stehen, 

Heben/Tragen von Lasten, körperlich schwere Arbeit) überwiegend im gewerblichen 
Bereich: 

Sie tragen dazu bei, dass über 40% der Fachkräfte gewerblich nicht glauben, dass 
sie ihre jetzige Tätigkeit bis zur Rente ausüben können,  
Reduzierung der Belastungen durch die Gestaltung der Arbeitsbedingungen und 
gezielte Qualifizierung (Belastungswechsel, Mischarbeit). 

 
 Die körperlichen Risiken im verwaltenden Bereich hängen stark mit dem 

vorherrschenden Arbeitsmittel = Computer zusammen:  
Stimmt die ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze nicht (z.B. Tastatur ohne 

körperliche Beschwerden (Nacken, Rücken, Schultern, Augen) negativ bemerkbar, 
Fokus auf die ergonomische Gestaltung der Bildschirmarbeitsplätze (z.B. Tastatur 
mit Handauflagefläche),  
Überprüfung, ob die Aufgabenstellung noch zur Hard- und Software passt. 

51/99



Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Zusammenfassung und erste Thesen zur Gestaltung 

Folie 11 

Psychische Risiken 
 
 Psychische Risikofaktoren sind bei der Stadtverwaltung Erlangen wesentlich stärker 

ausgeprägt als körperliche Risikofaktoren.  
 
 Verantwortung für Personen und/oder Sachmittel:  

Risiko, das sich mit der Verantwortung verbindet, in allen Tätigkeitsgruppen hoch bis 
dominant, 
Hinterfragen, ob und in wie weit die Verantwortungsbereiche aktiv von den 
Personengruppen zu beeinflussen sind, 
Stehen Bewältigungsmöglichkeiten im ausreichendem Umfang zur Verfügung?  

 
 Emotionale Anforderungen: 

stehen bei den sozialen und pädagogischen Tätigkeiten im Mittelpunkt, 
Führungskräfte und nicht-technische Verwaltung ebenfalls betroffen, 
 sind die vorhandenen Bewältigungs- und Unterstützungsmöglichkeiten quantitativ 
und qualitativ ausreichend?  
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Zusammenfassung und erste Thesen zur Gestaltung 

Folie 12 

Psychische Risiken 
 
 Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten: 

im gewerblichen Bereich, bei der Feuerwehr und bei Führungskräften stellen 
fehlende Lern- und Entwicklungsmöglichkeiten einen Risikofaktor dar, 
gezielte Angebote, um im gewerblichen Bereich die flexible Einsatzfähigkeit und 
damit die Arbeitsbedingungen zu verbessern, 
Trennung von Kompetenzentwicklung und hierarchischer Aufstieg, 
Stärkung der Fachlaufbahn. 

 
 Das Risiko, das durch die Arbeitszeitgestaltung entsteht, speist sich in erster Linie aus 

der Verlängerung der Arbeitszeit durch besondere Anlässe bzw. der (regelmäßigen) 
Vertretung von Kollegen/innen. Selbst die Möglichkeit des Ausgleichs senkt scheinbar nicht 
die Spannungen, die hierdurch mit dem Privatleben entstehen. Besonders bei der Feuerwehr 
(Schichtsystem, Arbeiten an Sonn- und Feiertagen) und bei den pädagogischen Tätigkeiten 
(Arbeit mit nach Hause nehmen) ist das Risiko besonders hoch. 
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Projektträger: im Rahmen der Initiative: 

Weiteres Vorgehen 

Folie 13 

1. Vertiefende Betrachtung und Auswertung in der Steuergruppe (Personalstrukturanalyse, 
Gefährdungsbeurteilung), Ableitungen für den Personalarbeit/für die 
Personalentwicklung, Festlegung Gestaltungsbereich neben Soziale Dienste. 
 

2. Visualisierung der Ergebnisse für alle Beschäftigten der Stadtverwaltung Erlangen 
 (z.B. Intranet, Bereichs-/Personalversammlungen) 
 
3. Angebot für bis zu 5-6 Organisationseinheiten: 

Vertiefende Vorstellung der Ergebnisse aus den Organisationseinheiten 
Entwickeln von Gestaltungsvorschlägen 

 
4. Exemplarischer Gestaltungsbereich: 

Vertiefende Ergebnisvorstellung 
Entwickeln und Priorisieren von Gestaltungsideen 
Beschreibung von ausgewählten Gestaltungsmaßnahmen 
Maßnahmenumsetzung Pilot 
Evaluation 

 
5. Implementierung Gefährdungsbeurteilung in die Regelarbeit als kontinuierlicher 

Verbesserungsprozess 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/eGov/PJ001 eGovernment-Center eGov/036/2012 
 
Geographisches Informationssystem (GIS); 
Abschluss einer Unternehmenslizenz-Vereinbarung (Enterprise License Agreement 
- ELA) mit der Esri Deutschland GmbH durch KommunalBIT 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
AGHV (Zustimmung am 29.07.2011), Amt 14 (Info), KommunalBIT (Vergabe) 
 
 

I. Antrag 
 
Das eGovernment-Center beauftragt KommunalBIT eine Unternehmenslizenz-Vereinbarung 
(Enterprise License Agreement - ELA) für die Stadt Erlangen mit der Esri Deutschland GmbH ab-
zuschliessen.  

 
 

II. Begründung 
 
1 Ausgangssituation 
1.1 Stadt Erlangen 
Die Stadt Erlangen stellt seit 2004 allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern (Intranet) sowie der Öf-
fentlichkeit (  http://webgis.erlangen.de/Osiris/) ein breites Spektrum tagesaktueller Geoinformati-
onen über eine Internet-Anwendung zur Verfügung (2004-2010 "Geoportal", seit 2010 "WebGIS"). 
Im Einsatz ist derzeit die OSIRIS-Webtechnologie der Firma GIS Consult GmbH. Durch Umlizen-
zierung der vorhandenen Lizenzen des alten Geoportals hat OSIRIS keine neuen Lizenzkosten 
verursacht. Die von GIS Consult selbst für den deutschen Markt entwickelte Anwendung konnte 
mit der rasanten technologischen Entwicklung auf dem Weltmarkt nicht Schritt halten. Dies ist für 
die Stadt Erlangen nachteilig, weil heute im GIS-Bereich vor allem mit Weblösungen signifikante 
Einsparungen realisiert werden. 

Die OSIRIS-Anwendung kann auch nur mit einem Desktop-PC genutzt werden. Die Einrichtung 
z. B. von Webdiensten (Web Map Services - WMS) ist bis heute nicht zufriedenstellend gelöst. Die 
Weiterentwicklung und Anpassung der schwerfälligen OSIRIS-Technologie - insbesondere im Hin-
blick auf mobile Dienste - würde unverhältnismässig hohen Zeit- und Kostenaufwand verursachen, 
da für fast alle Arbeiten ein IT-Dienstleister hinzugezogen werden muss. Das Upgrade auf die ak-
tuelle Version (Kostenschätzung ca. 15.000 €) und die dringend notwendige serverseitige Erweite-
rung zur Performancesteigerung wurden daher zurückgestellt und eine Alternative gesucht: 
Die bestehende SmallworldGIS-Infrastuktur (stadtweit verwendet für die Datenerfassung und -
pflege) soll durch den Einsatz von ‚ArcGIS for Server’ und ‚ArcGIS Online for Organizations’ des 
Softwareunternehmens Esri – globaler Innovationsführer im GIS-Bereich – ergänzt werden. 

Alle Komponenten (Server, Desktop, Mobil, Online) wurden seit Mitte 2010 ausführlich und sehr 
erfolgreich getestet und fanden uneingeschränkte Akzeptanz in der dienststellenübergreifenden 
Testgruppe. Die GIS-Administration kann weitgehend selbstständig agieren. Extrem niedriger 
Supportbedarf durch hohe Transparenz und hervorragende Kommunikation des Herstellers, der 
auch eine ausgezeichnete Support-Hotline betreibt. Eine Vielzahl von Informations-, Hilfs- und 
Schulungsangeboten werden im Web zur Verfügung gestellt. 
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1.2 Interkommunaler Kontext 
Die Stadt Fürth setzt als Geoinformationssytem ausschließlich ArcGIS-Software ein. Im Zuge der 
Verhandlungen für zusätzlich benötigte ArcGIS Lizenzen für die Stadt Fürth und die angestrebte 
Beschaffung von ArcGIS-Softwarekomponenten für die Stadt Erlangen hat die Esri Deutschland 
GmbH KommunalBIT den Abschluß einer Unternehmenslizenz-Vereinbarung (Enterprise License 
Agreement - ELA) für die beteiligten Städte angeboten. Diese Lizenzform bietet große Vorteile 
sowohl finanzieller Art als auch durch hohe Flexibilität beim Software-Einsatz. 

Auch die interkommunale Arbeitsgruppe Geodatenmanagement (IZ GDM) der Städte Nürnberg, 
Fürth, Erlangen und Schwabach hat sich auf den Einsatz von ArcGIS Software für interkommunale 
Projekte verständigt. Auch deshalb ist die Beschaffung von ArcGIS-Software für die Stadt Erlangen 
erforderlich. 

 

2 Ziele 
Der Zugang zu den städtischen Karten und Geodaten wird durch ArcGIS-(Online-)Technologie für 
den ‚normalen’ Internetnutzer erheblich erleichtert und vereinfacht (z. B. in erlangen.de eingebette-
te interaktive Themenkarten – ‚single-topic maps’, s. u. Beispiel ‚Behindertenparkplätze’). Die Dar-
stellung der vielfältigen Geodaten wird durch aussagekräftige Symbole und standardisierte Be-
dienbarkeit verbessert. Karten zu aktuellen Themen (z. B. Streckenverlauf der ‚Skate Night’, Bau-
stellen im Stadtgebiet uvm.) können einfach und schnell durch die Dienststellen erstellt, publiziert 
und in erlangen.de eingebunden werden. Der Zugriff auf das städtische Kartenmaterial wird vom 
verwendeten Endgerät unabhängig (Desktop-PC, Smartphone, Tablet-PC). 

Die Ziele im Einzelnen: 

• Sicherung der Leistungs- und Zukunftsfähigkeit der Geoinformationssysteme der Stadt Er-
langen durch Einsatz qualitativ hochwertiger, erprobter und zukunftssicherer GIS-
Technologie 

• Schaffung einer gemeinsamen technischen Basis für interkommunale Zusammenarbeit in 
der Region (IZ GDM) durch den Einsatz kompatibler GIS-Infrastrukturkomponenten 

• Vorbereitung auf internetbasierte Geodatendistribution und -anbindung (z. B. über Web-
dienste WMS/WFS) 

• Qualitätssprung bei Geodatenanalyse und thematischer Kartendarstellung 

• Bereitstellung von Geoinformationen per Mobil-Applikation für mobile Endgeräte 

• Geodatenerfassung in Echtzeit direkt über das Mobilfunk-Datennetz (Einsparpotential bei 
Umstellung der Datenerfassung im Außendienst von teurer VollGIS-Hardware auf kosten-
günstige, schlanke GPS-fähige UMTS-Geräte sowie Wegfall von Datenexport-
/importarbeiten und Softwareaktualisierungen) 

• Kosteneinsparungen bei Programmierungen und IT-Dienstleistungen 

• Kosteneinsparungen bei den laufenden Software-Pflegekosten 

• Software-Harmonisierung bei KommunalBIT 

 

3 Maßnahmen 
3.1 Nutzung von ArcGIS Online für Organisationen 
Die neue Internet-Plattform ‚ArcGIS Online’ stellt für private Nutzerinnen und Nutzer kostenlos und 
für Organisationen zu einem günstigen jährlichen Subskriptionspreis umfassende GIS-Funktionen 
bereit, die ansonsten auf eigene Kosten selbst entwickelt und betrieben werden müssten. 

 http://www.arcgis.com/home/
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Screendesign-Skizze für ein ArcGIS Online Portal der Stadt Erlangen: 

 
Beispiel: Behindertenparkplätze in Erlangen … 
a) … bei ArcGIS Online: 

 
 http://bit.ly/PWjM8E

b) … als interaktive Karte (kein Bild!) eingebettet in einem erlangen.de-Artikel: 

 
 http://www.erlangen.de/desktopdefault.aspx/tabid-1167/2773_read-8537/
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c) … in der ArcGIS App: 

    
[Die ArcGIS App ist für Apple iOS, Google Android und Windows Phone kostenfrei verfügbar.] 

 
Im OSIRIS kann man sich die Behinderten-
parkplätze am Desktop PC zwar auch anzeigen 
lassen [ Themen POI Verkehr Haken 
bei Behindertenparkplätze setzen], jedoch ist 
die Darstellbarkeit nur durch Pinnadeln sehr 
rudimentär, direkte Verlinkung oder Einbetten 
der Karte sowie die Anzeige von Sachdaten per 
Pop-up-Fenster ist nicht möglich. 

 http://webgis.erlangen.de/Osiris/

 

3.2 Nutzung des kostenfreien Open Source Frameworks Adobe FLEX 
Der in der Testumgebung bereits fertiggestellte, sehr benutzerfreundliche und performante ‚FLEX-
Viewer für ArcGIS’ bietet den Nutzerinnen und Nutzern schon heute mehr Funktionen als ein 
Smallworld-Auskunftsarbeitsplatz (z. B. Flächen zeichnen und editieren, abspeichern und versen-
den, Routenberechnung uvm.). In der Testumgebung ist zur Zeit die OpenStreetMap voreinge-
stellt. Um eigene Karten der Stadt Erlangen einzubinden wird der ArcGIS-Server benötigt. Es han-
delt sich sozusagen um eine „Hybridstrategie“: Leistungsfähiger GIS-Server des Weltmarktführers 
Esri kombiniert mit kostenfreier Open-Source-Software Adobe FLEX für die Weboberfläche (hinter 
FLEX steht eine weltweit aktive Entwickler-Community). 

 
 http://webgis.erlangen.de/flexviewer/ [Testumgebung] 

 

4 Vergabeverfahren durch KommunalBIT 
Für die Durchführung der Vergabe ist KommunalBIT als IT-Dienstleister und Eigentümer der städ-
tischen Hard- und Software zuständig. 
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5 Auswahlentscheidung 
Aufgrund der Software-Harmonisierungsbestrebungen im IT-Städteverbund (Fürth, Erlangen, 
Schwabach), des gewünschten Leistungsumfangs, der bei der Stadtverwaltung Erlangen bereits 
vorhandenen ArcGIS-Fachkenntnisse und der erfolgreichen Praxistests kommt nur die Beschaf-
fung von ArcGIS in Betracht. Ein ELA kann nur direkt mit der Esri Deutschland GmbH abgeschlos-
sen werden. 

 

6 Kosten für die Stadt Erlangen [alle Beträge verstehen sich inkl. 19% MwSt] 
Der Anteil der Stadt Erlangen von 31,37% am Gesamtauftragswert des ELAs (für Fürth, Erlan-
gen und Schwabach) in Höhe von 101.150,-- €/Jahr beträgt für die gesamte Laufzeit von 3 Jah-
ren insgesamt 95.192,27 € (31.730,76 €/Jahr). Der Preisvorteil gegenüber "klassischem" Einzel-
Lizenzerwerb beträgt 10.896,23 €. Danach (bei gleichbleibendem Lizenz- und Subskriptionsum-
fang), also ab dem 4. Jahr, voraussichtlich Reduzierung auf 17.493,-- €/Jahr. 

Hauptvorteil eines ELAs: die Stadt Erlangen kann innerhalb der 3-jährigen Laufzeit unbegrenzt 
weitere ArcGIS Software (Server, Desktop, Extensions, 3D, CityEngine etc.) einsetzen. Nur was 
am Ende der 3 Jahre tatsächlich noch im Einsatz ist (d. h. was wirklich gebraucht wird) muss dann 
in einem Anschluß-ELA lizenziert und in Wartung genommen werden. Der Kalkulation des ELA-
Lizenzpaketpreises liegen für Erlangen folgende Einzelbestandteile zugrunde: 

1 ArcGIS for Server Standard Enterprise 4 Cores inkl. Wartung 
1 ArcGIS for Desktop Standard Concurrent Use (Erstlizenz) inkl. Wartung 
1 ArcGIS for Desktop Basic Concurrent Use (Erstlizenz) inkl. Wartung 
ArcGIS Online Level 1 Plan (5 Named User / 2.500 Credits) Subskription 

Die erforderlichen Haushaltsmittel sind für das laufende Haushaltsjahr 2012 im eGovernment-
Budget vorhanden und für die Folgejahre im eGovernment-Budget bereitzustellen. 

 

7 Einsparoptionen zur Deckung der Kosten 
180 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verwenden derzeit das GIS als reines Auskunftssystem zur 
Recherche im Geodatenbestand der Stadt Erlangen und zum Ausdrucken von Karten und Plänen 
(„gucken und drucken“). Dafür sind 180 SmallworldGIS-Auskunftslizenzen in Betrieb, für die jähr-
lich Softwarepflege gezahlt wird. Diese Auskunftsarbeitsplätze könnten künftig durch die ArcGIS-
basierenden Web- und Mobilanwendungen vollständig ersetzt werden. 

Auch die Zahl der Erfassungslizenzen könnte mittelfristig deutlich reduziert werden, da einfache 
Erfassungstätigkeiten künftig auch über Web- und Mobilapplikationen erledigt werden könnten. 

Bei den anstehenden Verhandlungen über die Verlängerung des EVB-IT Pflegevertrags zwischen 
KommunalBIT und GIS Consult könnten folgende, voraussichtlich nicht mehr benötigte Lizenzen 
aus der Pflege genommen werden: 

• ab 2013 OSIRIS-Lizenzen (4 von 4) ca. 5.400,00 € 

• ab 2013 Auskunftslizenzen (voraussichtlich 170 von 180) ca. 15.400,-- € 

• ab 2015 Erfassungslizenzen (voraussichtlich 25 von 95) ca. 11.300,-- € 

Damit rechnen sich die zusätzlichen Investitionen bereits ab 2017. Berücksichtigt man zusätzlich, 
dass bei einer Beibehaltung der OSIRIS-Technologie anstehende, unabweisbare Investitionen und 
Dienstleistungen wegfallen, erzielt man die Einsparung sogar früher. 

 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
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IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/097/2012 
 
Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung; Verlängerung der zweimonatigen 
"Wiederbesetzungssperre" 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Referat II, PR  
 
 

I. Antrag 
 
Die seit 1.3.2011 geltende und mit Stadtratsbeschluss vom 24.11.2011 bis 31.12.2012 verlängerte 
zweimonatige „Wiederbesetzungssperre“ wird bis zum 31.12.2013  erneut verlängert.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Im Rahmen der Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen werden durch die „Wiederbesetzungs-
sperre“ Einsparungen erzielt.  

 
2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Im Rahmen der Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen wurde von Fa. Rödl & Partner ab dem 
Jahr 2011 eine Wiederbesetzungssperre vorgeschlagen. 
Die Umsetzung erfolgte bei der Stadt Erlangen seither durch eine spezifische Budgetkürzung 
des Personalkostenbudgets. 
Bei der Durchführung bleibt es in der Entscheidungskompetenz der jeweiligen Amtsleitung, ob 
innerhalb des Zeitraums der Budgetkürzung eine Stelle wiederbesetzt wird. Dadurch ist sicher-
gestellt, dass je nach Notwendigkeit eine zügigere Besetzung erfolgen kann.  

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die Fluktuation ist nicht steuerbar und es sind von vorneherein folgende Bereiche von der Re-
gelung ausgenommen: die gebührenrechnenden Bereiche der Eigenbetriebe, Amt 51, die drei 
städtischen Schulen und der Leistungsbereich von Amt 50. 
Für das Haushaltsjahr 2011 lag das Einsparziel gem. Rödl & Partner-Gutachten bei 344.300 €. 
Erzielt wurden in den 10 Monaten  insgesamt 233.833 €. 
Im Haushaltsjahr 2012 liegt das Einsparziel bei 413.160 €. Bis zum 31.08.2012 wurden Perso-
nalbudgetkürzungen i. H. v. 286.297 € vorgenommen.  
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Haushaltsmittel            werden nicht benötigt 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/094/2012 
 
Änderung der Schreibkraftregelung 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Personalvertretung 
 
 

I. Antrag 
 
Die Schreibkraftregelung in der Fassung vom 01.10.2002 wird zum 01.10.2012 durch die Ge-
schäftszimmerkraftregelung (siehe Anlage) ersetzt.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Vergütungsungleichbehandlungen in Geschäftszimmerbereichen sollen mit der Neuregelung 
strukturell behoben werden. 
  

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Qualifizierte Geschäftszimmerkräfte ohne Erste (Verwaltungs-) Prüfung (AL I) bzw. ohne ähnli-
che Ausbildung sollen eine adäquate Vergütung erhalten können. 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Geschäftszimmerkräfte die die erforderlichen Nachweise erbracht haben und eine abgeschlos-
sene Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf haben, können bei Erfüllung der Vor-
aussetzungen nach der Neuregelung höhergruppiert werden. 
Die Bezeichnung Schreibkraftregelung wird geändert in Geschäftszimmerkraftregelung. 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
 
 
 
Anlage: 
Geschäftszimmerkraftregelung  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
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Eingruppierung von Geschäftszimmerkräften 
 
 

vom 01.10.2012 
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Eingruppierung von Geschäftszimmerkräften (Stand: 01.10.2012) 
 
1. Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der Funktion (maßgebend ist die Funkti-
onsbezeichnung im Stellenplan) von Geschäftszimmerkräften bei Amtsleitungen, Re-
feratsleitungen oder beim Oberbürgermeister eingesetzt sind, gilt nachstehende Rege-
lung: 
 
Nr.  Stellenwert Nachweise 
1 Geschäftszimmerkraft 

bei Amtsleitungen und 
Schulsekretariaten 

VII/VIb 
Nach dreijähri-
ger Tätigkeit 
und Bewährung 
in Verg.Gr. VII 
ist eine Höher-
gruppierung 
nach Verg.Gr. 
VIb möglich. 
Entspricht: 
EG 05 bzw. EG 
06 TVöD 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter muss bis Bewäh-
rungsende 

• Die Stufen 1 und 2 des Computerführer-
scheins „Xpert – European Computer Pass-
port“ erfolgreich abgelegt haben. Der 
Schwerpunkt für die 2. Stufe kann nach Nei-
gung gewählt werden. 

• 10 Minuten lang Phonodiktat mit mindestens 
160 Anschlägen pro Minuten fehlerfrei über-
tragen können und  

• die interne Fortbildung „Chefassistenz“ be-
sucht  haben. 

2 Geschäftszimmerkraft 
bei Referatsleitungen 

VIb/Vc  
Nach vierjähri-
ger Tätigkeit 
und Bewährung 
in Verg.Gr. VIb 
ist eine Höher-
gruppierung 
nach Verg.Gr. 
Vc möglich. 
Entspricht: 
EG 06 bzw. EG 
07 TVöD 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter muss bis Bewäh-
rungsende 

• Die Stufen 1 und 2 des Computerführer-
scheins „Xpert – European Computer Pass-
port“ erfolgreich abgelegt haben. Der 
Schwerpunkt für die 2. Stufe kann nach Nei-
gung gewählt werden. 

• 10 Minuten lang Phonodiktat mit mindestens 
160 Anschlägen pro Minuten fehlerfrei über-
tragen können und  

• die interne Fortbildung „Chefassistenz“ be-
sucht  haben. 

3 Geschäftszimmerkraft 
beim Oberbürgermeis-
ter 

Vb 
Entspricht: 
EG 09 TVöD 

Die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter muss bis Bewäh-
rungsende 

• Die Stufen 1 und 2 des Computerführer-
scheins „Xpert – European Computer Pass-
port“ erfolgreich abgelegt haben. Der 
Schwerpunkt für die 2. Stufe kann nach Nei-
gung gewählt werden. 

• 10 Minuten lang Phonodiktat mit mindestens 
160 Anschlägen pro Minuten fehlerfrei über-
tragen können und  

• die interne Fortbildung „Chefassistenz“ be-
sucht  haben. 

Weitere Voraussetzungen in allen Fällen: 
Erfolgreich abgeschlossene Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf. 

 
2. Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zusätzlich zu den o. g. Geschäftszimmer-
kräften im Vorzimmerdienst eingesetzt sind, richtet sich die Bewertung der Tätigkeiten 
nach den Bestimmungen des TVöD. 
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3. Kurse/Prüfungen/Nachweise 

• Der Termin für das stadtinterne Seminar „Chefassistenz“ ist dem Fortbil-
dungsprogramm der Städteakademie zu entnehmen und die Teilnahme bei 
Abt. 111-AF anzumelden. 

• Der hausinterne Maschinenschreibtest wird von Abt. 111-AF abgenommen. 
Eine Höhergruppierung bzw. Zulagengewährung erfolgt auch bei Wiederho-
lung des Tests ab dem 1. des Monats, der auf den erfolgreichen Abschluss 
des Tests folgt. 

• Der Nachweis für die Maschinenschreibprüfung gilt noch als fehlerfrei, wenn 
der Test der Note III der Prüfungsanforderungen und Bewertungsrichtlinien 
für Kurzschrift- und Maschinenschreibprüfung der Industrie- und Handels-
kammer entspricht. 

• Die Prüfung für den Computerführerschein „Xpert – European Computer 
Passport“ wird bei der VHS abgelegt. Es besteht die Möglichkeit sich durch 
entsprechende stadtinterne bzw. VHS-Kurse auf die Prüfungen vorzubereiten. 

 
5. Inkrafttreten 
Diese Regelung tritt zum 01.10.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt mit Ausnahme von Besitz-
standsregelungen die Schreibkraftregelung außer Kraft. 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
OBM/ZV/11 Personal- und Organisationsamt 11/099/2012 
 
Interkommunales ESF-Projekt „Leistungsveränderte/leistungsgewandelte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt fördern und qualifizieren„  
hier: Bevollmächtigung der Stadt Nürnberg zur Ausschreibung von 
Beratungsleistungen 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 14, Amt 20 
 
 

I. Antrag 
 
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt, sich an dem ESF Projekt „Leistungsveränderte/leistungs-
gewandelte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt fördern und qualifizieren“ zu beteiligen. 

 
2. Die Stadt Nürnberg wird bevollmächtigt, im Rahmen des ESF Projektes „Leistungsverän-

derte/leistungsgewandelte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezielt fördern und qualifizie-
ren“ eine bundesweite Ausschreibung für eine Beraterleistung anteilig im Rahmen der be-
willigten Mittel für die Stadt Erlangen auszuschreiben. 

.  
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Ziel des Projektes ist: 

• Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Durchführung von Potenzialanalysen. 

• Die Durchführung von Potentialanalysen mit 30 leistungsveränderten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus verschiedenen Dienststellen der Stadtverwaltung. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Die federführende Koordination des Projektes liegt bei der Stadt Nürnberg. 
Gemeinsam mit dem weiteren Kooperationspartner Stadt Fürth sollen die bewilligten Mittel aus 
dem o.g. ESF Förderprogramm (IIB1-E006-BY-085) u.a. dazu verwendet werden, externe Be-
ratung zur Entwicklung, Schulung und Durchführung eines Konzeptes zur Potenzialanalyse 
leistungsveränderter Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu entwickeln und das Instrument nach-
haltig in den beteiligten Verwaltungen zu etablieren und sicherzustellen (Wissenstranfer). 
 

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Das Vergabeverfahren wird federführend durch die Stadt Nürnberg durchgeführt. 
Sie benötigt hierzu eine Bevollmächtigung der Stadt Erlangen. 
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Aufgrund des knappen Zeitplanes (die bewilligten Mittel sehen bereits in 2012 eine externe Be-
ratung vor) schlägt die Verwaltung eine rasche Umsetzung vor: 
Die Vergabe ist bundesweit durchzuführen. 
Beginn des Markterkundungsverfahrens:  umgehend 
Versand der Angebotsaufforderungen:  Oktober 2012 
Erste externe Beratungsleistung:  Dezember 2012 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Die zuwendungsfähigen Ausgaben des gesamten Projektes 
belaufen sich über den gesamten Projektzeitraum von  
30 Monaten auf         518.304,35 € 

Der Förderansatz beläuft sich auf 60%. 
Die bewilligten Fördermittel des ESF umfassen somit    310.982,61 € 

Eigenmittel i.H.v. 40% müssen die Projektträger Stadt Nürnberg, 
Fürth und Erlangen in Form von anrechenbaren Personalkosten 
erbringen. Das sind        207.321,74 € 

Der Erlanger nachzuweisende Anteil an kalkulatorischen 
Personalkosten beträgt über die gesamte Projektdauer     38.626,00 € 
Die Sachkosten, wie z.B. für die oben erwähnte externe 
Beratung in Höhe von        160.680,00 € 
werden durch den Europäischen Sozialfond in der beantragten  
Höhe erstattet, so dass keine zusätzlichen Eigenmittel der Stadt  
Erlangen erforderlich sind. 
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
 
 
 
  
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II/WA Abteilung Wirtschaftsförderung und 

Arbeit 
II/178/2012 

 
Erlangen AG Technologie Scouting und Marketing 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Beteiligungsmanagement 
 
 

I. Antrag 
 
1. Die in der Hauptversammlung der Erlangen AG vom 5.7.2012 erfolgte Stimmabgabe von 

Herrn Oberbürgermeister Dr. Balleis für die Wiederwahl der Aufsichtsräte wird genehmigt. 
2. Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss weist den Vertreter der Stadt an, der Beauftra-

gung der Kanzlei Baumgartner & Kollegen, Erlangen, als Abschlussprüfer für die Prüfung des 
Jahresabschlusses 2012 einschließlich der Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
zuzustimmen. 

 
 
 

II. Begründung 
 
Die vom Vertreter der Stadt in der Hauptversammlung abzugebenden Stimmen bedürfen nach  
der Bayerischen Gemeindeordnung bzw. der Geschäftsordnung des Stadtrates der Zustimmung 
/Beteiligung des Stadtrates bzw. des zuständigen Ausschusses. Die Stadt wird durch den Ober-
bürgermeister vertreten.  

1. Wahl der Aufsichtsräte 
Die Hauptversammlung der Erlangen AG führte in ihrer Sitzung vom 5.7.2012 die turnusmäßige 
Neuwahl der Aufsichtsräte durch. Es wurden die bisherigen Aufsichtsräte Herr Dr. Siegfried  
Balleis, Herr Heinz Brenner und Herr Prof. Dr. Karl-Dieter Grüske wiedergewählt. Die Stimmab-
gabe des Oberbürgermeisters erfolgte unter dem Vorbehalt der nachträglichen Genehmigung  
durch den Ausschuss.  

2. Bestellung des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2012 
Die Prüfung des Jahresabschlusses 2012 wurde ausgeschrieben. Nachdem die Kanzlei Baum-
gartner & Kollegen, Erlangen, das günstigste Angebot abgegeben hat, wird vorgeschlagen, sie 
zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2012 einschließlich der Prüfung nach § 53 Haus-
haltsgrundsätzegesetz zu bestellen und den Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu ermächtigen, den 
entsprechenden Auftrag zu erteilen. 
Die Hauptversammlung wird in einem Umlaufbeschluss über die Bestellung abstimmen. 
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
II Referat für Wirtschaft und Finanzen II/180/2012 
 
IGZ Innovations- und Gründerzentrum Nürnberg-Fürth-Erlangen GmbH; 
hier: Vorbereitung der 61. Gesellschafterversammlung 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Geschäftsführung der IGZ Innovations- und Gründerzentrum Nürnberg-Fürth-Erlangen GmbH, 
Beteiligungsmanagement 
 
 

I. Antrag 
 
Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss weist den Vertreter der Stadt Erlangen an, in der 61. 
Gesellschafterversammlung am 23.10.2012 
1. dem beiliegenden Wirtschaftsplan 2013 zuzustimmen. Einer Anpassung des Wirtschaftspla-

nes im Laufe des Geschäftsjahres an die Ist-Zahlen wird bis zu 20% über oder unter dem ur-
sprünglichen Ausgabenansatz zugestimmt;  

2. der Plan-Gewinn- und Verlustrechnung 2013 zuzustimmen; 
3. der Beauftragung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ETH Erlanger Treuhand GmbH mit der 

Prüfung des Jahresabschlusses 2012 und mit der Prüfung der Geschäftsführung nach § 53 (1) 
Haushaltsgrundsätzegesetz zuzustimmen. 

 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Die vom Vertreter der Stadt Erlangen in der Gesellschafterversammlung abzugebenden  
Stimmen bedürfen nach der Bayerischen Gemeindeordnung bzw. der Geschäftsordnung des 
Stadtrates der Zustimmung/Beteiligung des Stadtrates bzw. des zuständigen Ausschusses. 
 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Der Haupt-, Finanz- und Personalausschuss beschließt in seiner Sitzung am 27.09.2012, dass 
der Vertreter der Stadt in der 61. Gesellschafterversammlung am 23.10.2012 den vorgesehe-
nen Beschlüssen zustimmt. 
 
Wirtschaftsplan 2013 
Die Erhöhung der Sachausgaben im Wirtschaftsplan 2013 sind auf die Umbuchungen aus  
„Investitionen“ zurückzuführen. Gleichzeitig reduzieren sich die Ansätze in diesem Bereich. In 
den Instandhaltungskosten werden jetzt z. B. Erneuerung der Teppichböden, Fassadenreno-
vierung und der Ersatz der Schrankenanlage berücksichtigt.  
 
Beauftragung Wirtschaftsprüfer 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ETH Erlanger Treuhand GmbH hat bisher viermal hinter-
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einander den Jahresabschluss geprüft. Mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2013 sollte 
deshalb nach der von der Stadt Erlangen ausgeübten Praxis ein anderer Wirtschaftsprüfer  
bestellt werden.  
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
 
 

4. Ressourcen  
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen:  
Anlage 1: Wirtschaftsplan 2013 
Anlage 2: Plan-Gewinn- und Verlustrechnung 2013 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
VI/61 Amt f. Stadtentwicklung u. Stadtplanung 612/031/2012 
 
Flurneuordnung Regnitzgrund 
hier: Beendigung des Verfahrens wegen nicht genügender Mitwirkungsbereitschaft 
der Grundstückseigentümer 
Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 
 
Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77 18.09.2012 Ö Gutachten Mehrfachbeschlüsse 

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 26.09.2012 Ö Gutachten  

Stadtrat 27.09.2012 Ö Beschluss  
 
 
Beteiligte Dienststellen 
Amt 23; Amt 31; Amt 20; Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Mittelfranken; Wasserwirt-
schaftsamt (WWA) Nürnberg; Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Fürth  
 
 
 

I. Antrag 
1. Der beim Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken gestellte Antrag der Stadt Erlangen auf 
Einleitung eines Flurneuordnungsverfahrens im Regnitzgrund wird wegen mangelnder Mitwir-
kungsbereitschaft der Grundstückseigentümer/Landwirte zurückgezogen. Die Grundstückseigen-
tümer werden in geeigneter Form darüber informiert. 
 
2. Der Regnitzgrund bleibt weiterhin im Blick der Stadt Erlangen. Die Verwaltung wird beauftragt 
2013-2016 mit Hilfe der im Haushalt zur Verfügung stehenden Ressourcen Untersuchungen / Kon-
zepterstellungen durchzuführen, um Vorschläge in die Stadtratsgremien einzubringen, die eine 
Umsetzung von grundsätzlichen Zielen im Regnitzgrund (Radwegekonzept, Naherholung, Ökolo-
gische Konzepte, Ausgleichsflächen, Konfliktbewältigung, landwirtschaftliche Belange, Wasser-
wirtschaft) mit Hilfe alternativer Instrumente/Verfahren ermöglichen sollen. Die für die Flurneuord-
nung beantragten Haushaltsmittel sollen deshalb zukünftig für die Beauftragung externer Planer 
verwendet werden.  
 

II. Begründung 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 
Ein Flurneuordnungsverfahren wäre das geeignete Instrument, um im Regnitzgrund - als 
Grünzug mit erheblicher Bedeutung innerhalb der städtischen Siedlungsstruktur – das Neben-
einander diverser Funktionalitäten (Landwirtschaft, Wasserwirtschaft, Freizeitnutzung, Umwelt 
und Ökologie) zu verbessern, zu erhalten und bestehende Nutzungskonflikte beilegen zu kön-
nen. 
 
Kurze Historie: 
• Thematisierung Flurneuordnung in BV seit 2007, CSU-Fraktionsanträge 2007 u. 2009 
• Mit UVPA-Beschluss vom 22.06.2010 befürwortet die Stadt Erlangen bei gegebener Mitwir-

kungsbereitschaft der Grundstückseigentümer/Landwirte ein solches Verfahren 
• Am 23.07.2010 wurde der formelle Antrag auf Einleitung des Flurneuordnungsverfahrens 

beim Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken gestellt 
• Erste Aufklärungsversammlung nach § 5 FlurbG am 15.03.2012 in Eltersdorf/St. Kunigund 
• Grundseminar zur Flurneuordnung für interessierte Grundeigentümer/Bürger an der Schule 

für Dorf- und Flurentwicklung in Klosterlangheim am 27./28.04.2012 mit 22 Teilnehmern 
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• Zweite Informationsveranstaltung (zwecks Gründung von Arbeitskreisen) am 17.07.12 im 
Redoutensaal 

 
Zur Fortsetzung der aktuell laufenden Vorbereitungsphase der Flurneuordnung wäre es erfor-
derlich, dass sich eine deutliche Anzahl von Grundstückseigentümern zur Arbeitskreisarbeit 
anmeldet. Da sich zu wenige bereit erklärt haben in den Arbeitskreisen mitzuwirken, ist das 
vom Flurbereinigungsgesetz geforderte deutliche Interesse an einem Verfahren wegen der klar 
erkennbaren mangelnden Mitwirkungsbereitschaft der Grundstückseigentümer/Landwirte nicht 
gegeben. Aus diesem Grunde wird das Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken den Pro-
zess der Verfahrensvorbereitung an dieser Stelle nicht mehr fortsetzen (siehe Anlage 3). 
 
Neben der bereits seit der ersten Aufklärungsversammlung erkennbaren geringen Mitwir-
kungsbereitschaft der Grundeigentümer wurde mittlerweile die Initiative „Grundeigentümer ge-
gen Flurneuordnung im Regnitzgrund“ gegründet, die eine Liste mit rd. 240 Unterschriften ge-
gen das Verfahren eingereicht hat. 
 
Trotz intensiver Aufklärungsarbeit und Beantwortung von Fragen konnte eine bestehende 
Grundskepsis aufgrund von historischen Erfahrungen und Desinformationen nicht aufgehoben 
werden. Die Verwaltung hat intensiv in vielen Gesprächen versucht die Vorgehensweise und 
insbesondere Vorteile im Flurneuordnungsverfahren zu erklären. Genannt sei hier exempla-
risch noch einmal die staatliche finanzielle Förderung von bis zu 75 % für Ausführungskosten 
von Maßnahmen im gemeinschaftlichen Interesse (siehe ab Anlage 2.8), die beim Scheitern 
einer Flurneuordnung nicht zur Verfügung steht. 
 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 
Der Antrag der Stadt Erlangen auf Verfahrenseinleitung ist, zur geordneten Beendigung des 
Prozesses, daher beim Amt für Ländliche Entwicklung förmlich zurückzuziehen. 
 
Die Stadt Erlangen wird den Regnitzgrund aber weiterhin im Fokus behalten. Die jetzt verpass-
ten Chancen einer Flurneuordnungsmaßnahme (siehe Anlage 2), als ein Verfahren mit inten-
sivster Bürgerbeteilung für alle Grundstückseigentümer/Landwirte, kann nicht als endgültiges 
Scheitern von erforderlichen Zielen gesehen werden.  
Um eine Umsetzung von grundsätzlichen städtischen Zielen im ca. 610 ha umfassenden Tal-
raum zu erreichen, wird die Verwaltung zu den o.g. Themen alternative Vorschläge und Vorge-
hensweisen in die Stadtratsgremien einbringen. Die Bewältigung der vorhandenen Interes-
senskonflikte und die Umsetzung anderer innovativer Projekte müssen auch ohne Flurneuord-
nung vorangebracht werden. Hierzu ist die Beauftragung externer Planer geplant. 
 
 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 
Die im Haushalt vorhandenen Mittelansätze (siehe 4. Ressourcen) sollen als Vergabemittel für 
vorbereitende Untersuchungen und Konzepterstellungen bereitgestellt bleiben. 
 
Die in den Anlagen 4 u. 5 beigefügten abschließenden Stellungnahmen des WWA Nürnberg 
und des AELF Fürth bedauern die gescheiterte Mitwirkungsbereitschaft der Landwirtschaft an 
einem umfassenden Verfahren der Ländlichen Entwicklung und unterstützen die Notwendigkeit 
von zukunftsorientierten Konzepten im Regnitzgrund auch ohne das Instrument Flurneuord-
nungsmaßnahme. 
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4. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 
Sachkosten 2012: 15.000 € bei Sachkonto: 543.222 
Sachkosten 2013: 10.000 € bei Sachkonto: 543.222 
Sachkosten 2014 (Zusage): 10.000 € bei Sachkonto: 543.222 
Investitionskosten 2015: 10.000 € bei IPNr.: 511.820 
Investitionskosten 2016: 25.000 € bei IPNr.: 511.820 
Investitionskosten (Merkposten 
nach 2016): 

55.000 € bei IPNr.: 511.820 

Personalkosten (brutto):  bei Sachkonto: 
Folgekosten Erst nach Kon-

zepterstellung 
quantifizierbar 

bei Sachkonto: 

Korrespondierende Einnahmen Keine  bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 
Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr. 511.820 

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk   543.222 
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: 1. Ablaufschema Flurneuordnung mit Sachstandsanzeige 

2. Grundsätzliche Ziele im Flurneuordnungsverfahren, Finanzierung und 
    Bürgerbeteiligung 
     (Auszug aus Präsentation ALE Mittelfranken vom 15.03.2012) 

  3. Prozessbewertung ALE Mittelfranken vom 06.08.2012 
  4. Stellungnahme WWA Nürnberg vom 14.08.2012 
  5. Stellungnahme AELF Fürth vom 27.08.2012 
 
 
 

III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am 
18.09.2012 
 
Protokollvermerk: 
 
Frau Stadträtin Bittner beantragt die separate Abstimmung von Punkt 1 und 2 des Antrages. Hier-
über besteht Einvernehmen. 
 
Dem Punkt 1 des Antrages wird mit 
 

13 : 0 Stimmen 
 
zugestimmt. 
 
 
 
Dem Punkt 2 des Antrages wird mit 
 

12 : 1 Stimmen 
 

zugestimmt. 
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Ergebnis/Beschluss: 
1. Der beim Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfranken gestellte Antrag der Stadt Erlangen auf 
Einleitung eines Flurneuordnungsverfahrens im Regnitzgrund wird wegen mangelnder Mitwir-
kungsbereitschaft der Grundstückseigentümer/Landwirte zurückgezogen. Die Grundstückseigen-
tümer werden in geeigneter Form darüber informiert. 
 
2. Der Regnitzgrund bleibt weiterhin im Blick der Stadt Erlangen. Die Verwaltung wird beauftragt 
2013-2016 mit Hilfe der im Haushalt zur Verfügung stehenden Ressourcen Untersuchungen / Kon-
zepterstellungen durchzuführen, um Vorschläge in die Stadtratsgremien einzubringen, die eine 
Umsetzung von grundsätzlichen Zielen im Regnitzgrund (Radwegekonzept, Naherholung, Ökolo-
gische Konzepte, Ausgleichsflächen, Konfliktbewältigung, landwirtschaftliche Belange, Wasser-
wirtschaft) mit Hilfe alternativer Instrumente/Verfahren ermöglichen sollen. Die für die Flurneuord-
nung beantragten Haushaltsmittel sollen deshalb zukünftig für die Beauftragung externer Planer 
verwendet werden.  
 
 
gez. Aßmus gez. Weber 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

 Seite 4 von 4 
81/99



Ö  20

82/99



Anlage 2.1

Ö  20

83/99



Anlage 2.2

84/99



Anlage 2.3

85/99



Anlage 2.4 

86/99



Anlage 2.5

87/99



Anlage 2.6

88/99



Anlage 2.7

89/99



Anlage 2.8

90/99



Anlage 2.9

91/99



Anlage 2.10

92/99



Anlage 2.11

93/99



Anlage 2.12

94/99



Geplante Flurneuordnung Regnitzgrund 
Stadt Erlangen 
 
 
Bewertung des bisherigen Prozesses der Vorbereitungsphase zur Flurneuordnung 
Regnitzgrund, Stadt Erlangen 
 
 
Am 17.07.2012 fand im Redoutensaal in Erlangen die  Gründungsversammlung für die 
Arbeitskreise statt. In dieser Versammlung hatte ich zum Thema „erforderliche 
Mitwirkungsbereitschaft“ erklärt, dass es für die Fortführung des Prozesses erforderlich sei, 
dass sich eine deutliche Anzahl von Grundeigentümern ereit erklärt, in den Arbeitskreisen 
mitzuarbeiten. Die Eintragungsfrist für die in der  Versammlung vorgestellten und nach der 
Versammlung in der Stadt ausliegenden Eintragungslisten endete am 31.07.2012. 
 
In einer Besprechung an der Stadt am 01.08.2012 wurde folgendes Ergebnis bekanntgegeben: 
 
Arbeitskreis 1 – Landwirtschaft: es hat sich kein Grundeigentümer eingetragen! 
 
Arbeitskreis 2 – Wasserwirtschaft, Be-/Entwässerung: es haben sich zwei Grundeigentümer   
                           angemeldet!    
 
Arbeitskreis 3 – Naherholung/Freizeit: es hat sich kein Grundeigentümer eingetragen! 
 
Arbeitskreis 4 – Umwelt/Klima/Energie/Landschaftsbild: es hat sich kein Grundeigentümer 

   eingetragen! 
 
 
Nachdem sich für drei Arbeitskreise überhaupt kein Grundeigentümer eingetragen hat, ist 
deutlich erkennbar, dass das vom Flurbereinigunsgesetz her erforderliche Interesse der 
Grundeigentümer an einem Verfahren nicht gegeben ist. Aus diesem Grunde wird das Amt 
für Ländliche Entwicklung Mittelfranken den Prozess  der Verfahrensvorbereitung an dieser 
Stelle nicht mehr fortsetzen. 
 
 
Ansbach, den 06.08.2012 
 
 
 
 
Alexander Zwicker 
Baudirektor 
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